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1. Abschnitt  
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Rechtliche Stellung der Stadt 
 

(1) Die Landeshauptstadt Klagenfurt am 

Wörthersee ist eine Stadt mit eigenem Statut. 

(2) Die Stadt ist eine Gebietskörperschaft 

mit dem Recht auf Selbstverwaltung. 

(3) Das Gebiet der Stadt ist zugleich Ge-

meindeverwaltungssprengel und politischer 

Bezirk. Die Stadt hat neben den Aufgaben der 

Gemeindeverwaltung auch die der Bezirksver-

waltung zu besorgen. 

(4) Die Stadt ist ein selbständiger Wirt-

schaftskörper. Sie hat das Recht, innerhalb der 

Schranken der allgemeinen Bundesgesetze 

und Landesgesetze Vermögen aller Art zu be-

sitzen, zu erwerben und darüber zu verfügen, 

wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben 

sowie im Rahmen der Finanzverfassung ihren 

Haushalt selbständig zu führen und Abgaben 

auszuschreiben. 

 
§ 2  

Stadtgebiet 
 

(1) Das Gebiet der Stadt umfasst die Ka-

tastralgemeinden Ehrenthal, Gurlitsch I, Kla-

genfurt, Marolla, St.Martin, St.Peter-Ebenthal, 

St.Ruprecht, Waidmannsdorf, Waltendorf und 

Welzenegg sowie die im § 22 Abs. 3 bis 6 des 

Gemeindestruktur-Verbesserungsgesetzes an-

geführten Gebiete; weiters die im § 22 Abs. 2 

des Gemeindestruktur-Verbesserungsgeset-

zes angeführten Gebiete. Auf Änderungen der 

Grenzen des Stadtgebietes ist § 8 der Kärntner 

Allgemeinen Gemeindeordnung – K-AGO sinn-

gemäß anzuwenden. 

(2) Der Gemeinderat hat die Verkehrsflä-

chen und die geschlossenen Siedlungen zu be-

nennen. Hierbei ist auf die historischen und 

örtlichen Gegebenheiten Bedacht zu nehmen. 

(3) Der Gemeinderat kann das Stadtgebiet 

zu Verwaltungszwecken in Stadtbezirke eintei-

len. Abs. 2 zweiter Satz gilt sinngemäß. 

§ 3 
(entfällt) 

 
§ 4 

(entfällt) 
 

§ 5 
(entfällt) 

 
§ 6 

Gemeindemitglieder, Gemeindebürger 
 

Gemeindemitglieder sind jene Personen, 

die im Stadtgebiet ihren Hauptwohnsitz ha-

ben. Gemeindebürger sind die nach der Kärnt-

ner Gemeinderats- und Bürgermeisterwahl-

ordnung 2002 Wahlberechtigten. 

 
§ 7 

Stadtwappen und Stadtsiegel 
 

(1) Das Stadtwappen zeigt in Rot über grü-

nem Schildfuß einen dreizinnigen, gequader-

ten, silbernen Stadtturm mit rundbogigem Tor, 

vor dem in halber Höhe ein grüner Lindwurm 

querüber nach rechts schwebt. 

(2) Das Stadtsiegel enthält das Stadtwap-

pen mit der Umschrift „Landeshauptstadt Kla-

genfurt am Wörthersee“; es ist einfarbig. 

(3) Das Recht zur Führung des Stadtwap-

pens haben die Verwaltungsstellen der Stadt 

und diejenigen, denen es verliehen worden ist. 

 
§ 8 

Stadtfarben, Stadtfahne 
 

(1) Die Stadtfarben sind rotweißgrün. 

(2) Die Stadtfahne zeigt die Stadtfarben. 
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§ 9 
Sprachliche Gleichbehandlung 

 

Die in diesem Gesetz verwendeten perso-

nenbezogenen Ausdrücke betreffen, soweit 

dies inhaltlich in Betracht kommt und nicht 

ausdrücklich anders bestimmt ist, alle Ge-

schlechter gleichermaßen. 

 
§ 9a 

Verweisungen 
 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Lan-

desgesetze verwiesen wird, sind diese 

in ihrer jeweils geltenden Fassung an-

zuwenden. 

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf 

eines der nachstehend angeführten 

Bundesgesetze ist als Verweisung auf 

die nachstehend angeführte Fassung zu 

verstehen:  

1. E-Government-Gesetz – E-GovG, 

BGBl. I Nr. 10/2004, zuletzt in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

I Nr. 119/2022; 

2. Unvereinbarkeits- und Transpa-

renz-Gesetz – Unv-Transparenz-G, 

BGBl. Nr. 330/1983, zuletzt in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

I Nr. 70/2021; 

3. Zustellgesetz – ZustG, BGBl. Nr 

200/1982, zuletzt in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

42/2020.  

(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 

84 Abs. 1 und 2 ist als Verweisung auf 

die Voranschlags- und Rechnungsab-

schlussverordnung 2015 – VRV 2015, 

BGBl. II Nr. 313/2015, in der Fassung 

der Verordnung BGBl. II Nr. 17/2018, zu 

verstehen. 

 
 
 

2. Abschnitt 
Wirkungsbereich der Stadt 

 
§ 10 

Allgemeines 
 

Der Wirkungsbereich der Stadt ist ein eige-

ner und ein vom Bund oder vom Land übertra-

gener. 

 
§ 11 

Eigener Wirkungsbereich 
 

(1) Der eigene Wirkungsbereich der Stadt 

umfasst neben den Angelegenheiten des § l 

Abs. 4 alle Angelegenheiten, die im ausschließ-

lichen oder überwiegenden Interesse der in 

der Landeshauptstadt als Gemeinde verkör-

perten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 

geeignet sind, durch die Gemeinschaft inner-

halb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu wer-

den. 

(2) Der Stadt sind zur Vollziehung im eige-

nen Wirkungsbereich die behördlichen Aufga-

ben insbesondere in folgenden Angelegenhei-

ten gewährleistet: 

1. Bestellung der Gemeindeorgane unbe-

schadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; 

2. Regelung der inneren Einrichtungen zur 

Besorgung der Gemeindeaufgaben; 

3. Bestellung der Gemeindebediensteten 

und Ausübung der Diensthoheit unbe-

schadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Disziplinar-, Qualifikations- und Prü-

fungskommissionen; 

4. örtliche Sicherheitspolizei 

 (Art. 15 Abs. 2 B-VG); 

5. örtliche Veranstaltungspolizei; 

6. Verwaltung der Verkehrsflächen der 

Stadt, örtliche Straßenpolizei; 

7. Flurschutzpolizei; 
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8. örtliche Marktpolizei; 

9. örtliche Gesundheitspolizei, insbeson-

dere auch auf dem Gebiet des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- 

und Bestattungswesens ; 

10. Sittlichkeitspolizei  

11. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpoli-

zei; 

12. örtliche Raumplanung; 

13. außergerichtliche Vermittlung von 

Streitigkeiten in den Angelegenheiten 

des Zivilrechtswesens und des Straf-

rechtswesens; 

14. freiwillige Feilbietungen beweglicher 

Sachen. 

(3) Jedenfalls fallen jene Angelegenheiten 

in den eigenen Wirkungsbereich, die durch ein 

Bundesgesetz oder ein Landesgesetz aus-

drücklich als solche des eigenen Wirkungsbe-

reiches der Gemeinden bezeichnet wird. 

(4) Die Stadt hat die Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 

Gesetze und Verordnungen des Bundes und 

des Landes in eigener Verantwortung frei von 

Weisungen unter Ausschluss eines Rechtsmit-

tels an Verwaltungsorgane außerhalb der 

Stadt zu besorgen. 

(5) Auf Antrag des Gemeinderates kann die 

Besorgung einzelner Angelegenheiten des ei-

genen Wirkungsbereiches, soweit sie zum Be-

reich der Landesvollziehung gehören, durch 

Verordnung der Landesregierung auf eine 

staatliche Behörde übertragen werden. Soweit 

durch eine solche Verordnung eine Zuständig-

keit auf eine Bundesbehörde übertragen wer-

den soll, bedarf sie der Zustimmung der Bun-

desregierung. Eine solche Verordnung ist auf-

zuheben, sobald der Grund für ihre Erlassung 

weggefallen ist. Die Übertragung darf sich 

nicht auf das Recht zur Erlassung ortspolizeili-

cher Verordnungen erstrecken. 

(6) Für einen Antrag im Sinne des Abs. 5 ist 

auch hinsichtlich der Bundesvollziehung der 

Gemeinderat zuständig. 

(7) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz 

obliegenden Aufgaben sind solche des eigenen 

Wirkungsbereiches. Nicht in den eigenen Wir-

kungsbereich fallen diejenigen Aufgaben nach 

diesem Gesetz, die ausdrücklich als solche des 

übertragenen Wirkungsbereiches bezeichnet 

sind, sowie die Kundmachung von Verordnun-

gen der Gemeinde (§ 16) in Angelegenheiten 

des übertragenen Wirkungsbereiches. 

 
§ 12 

Übertragener Wirkungsbereich 
 

Der übertragene Wirkungsbereich umfasst 
die Angelegenheiten, welche die Stadt nach 
Maßgabe der Bundesgesetze im Auftrag des 
Bundes oder nach Maßgabe der Landesge-
setze im Auftrag des Landes nach den Weisun-
gen der zuständigen Behörden zu besorgen 
hat. Hiezu gehören auch jene Angelegenhei-
ten, die von der Stadt auf dem Gebiet der Be-
zirksverwaltung zu besorgen sind. 

 
 

3. Abschnitt 
Verordnungen der Stadt 

 
§ 13 

Ortspolizeiliche Verordnungen 
 

(1) In den Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 

ortspolizeiliche Verordnungen nach freier 

Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 

erwartender oder zur Beseitigung bestehen-

der, das örtliche Gemeinschaftsleben stören-

der Missstände zu erlassen sowie deren Nicht-

befolgung als Verwaltungsübertretung zu er-

klären. Solche Verordnungen dürfen nicht ge-

gen bestehende Gesetze und Verordnungen 

des Bundes und des Landes verstoßen. 



 
Klagenfurter Stadtrecht 1998 

 
 

  4 

(2) Ortspolizeiliche Verordnungen hat der 

Bürgermeister zu erlassen, wenn sie der Ab-

wehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für 

die körperliche Sicherheit von Menschen oder 

für das Eigentum dienen. Sonstige ortspolizei-

liche Verordnungen hat der Gemeinderat zu 

erlassen. 

 
§ 14 

Ausschreibung von Abgaben 
 

(1) Die Stadt kann durch Verordnung jene 

Abgaben ausschreiben, zu deren Ausschrei-

bung sie durch Bundesgesetz oder durch Lan-

desgesetz ermächtigt ist. 

(2) Wenn durch Bundesgesetz oder durch 

Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist, ob-

liegt die Ausschreibung von Abgaben dem Ge-

meinderat. 

 
§ 15 

Durchführungsverordnungen 
 

(1) Durchführungsverordnungen im eige-

nen Wirkungsbereich hat der Gemeinderat zu 

erlassen, sofern die Gesetze nicht anderes be-

stimmen. 

(2) Durchführungsverordnungen im über-

tragenen Wirkungsbereich hat der Bürger-

meister zu erlassen. 

(3) Durchführungsverordnungen, die sich 

ausschließlich an Verwaltungsstellen der Stadt 

richten (Dienstanweisungen), hat der Bürger-

meister zu erlassen. 

(4) Die Stadt hat Sammlungen der gelten-

den Verordnungen, und zwar getrennt nach 

den im eigenen Wirkungsbereich (§ 11) und 

nach dem im übertragenen Wirkungsbereich 

(§ 12) erlassenen Verordnungen, anzulegen. 

Die Sammlungen sind im Magistrat während 

der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf-

zulegen. Diese Sammlungen sind von der Stadt 

auch im Internet bereitzustellen.  

 

§ 16 
Kundmachung und Inkrafttreten 

der Verordnungen 
 

 (1) Der Bürgermeister hat die Verordnun-

gen der Stadt, soweit gesetzlich nicht anderes 

bestimmt ist, im elektronisch geführten Amts-

blatt der Stadt (§82a) unter der Internet-

adresse der Stadt kundzumachen.  

(2) Die Kundmachungen im elektronisch ge-

führten Amtsblatt sind nach Jahrgängen zu 

gliedern und innerhalb der Jahrgänge fortlau-

fend zu nummerieren.  

(3) Verordnungen der Stadt im eigenen 

Wirkungsbereich aus dem Bereich der Landes-

vollziehung, die einer aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung bedürfen, sind erst nach der Er-

teilung dieser Genehmigung kundzumachen. 

Auf die Erteilung der Genehmigung ist in der 

Verordnung hinzuweisen. 

(4) Verordnungen gelten, wenn nicht aus-

drücklich anderes bestimmt ist, für das ge-

samte Stadtgebiet. 

(5) Verordnungen treten, wenn gesetzlich 

nicht anderes bestimmt oder wenn nicht aus-

drücklich ein späterer Zeitpunkt festgelegt ist, 

mit Ablauf des Tages der Freigabe zur Abfrage 

im Internet in Kraft. Jede Nummer des elektro-

nisch geführten Amtsblattes hat diesen Tag zu 

enthalten. 

(6) Verordnungen, deren Umfang oder Art 

die Kundmachung im elektronisch geführten 

Amtsblatt der Stadt nicht zulässt, sind im Ma-

gistrat zur öffentlichen Einsicht während der 

für den Parteienverkehr bestimmten Amts-

stunden aufzulegen und auf diese Weise kund-

zumachen. Die Auflage zur öffentlichen Ein-

sicht ist im elektronisch geführten Amtsblatt 

der Stadt kundzumachen. Die Auflage zur öf-

fentlichen Einsicht hat für die Dauer der Gel-

tung der kundgemachten Verordnung zu erfol-

gen. Derart kundgemachte Verordnungen tre-

ten, wenn gesetzlich nicht anderes bestimmt 

oder wenn nicht ausdrücklich ein späterer Zeit-

punkt festgelegt ist, mit Ablauf des Tages ihrer 
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Auflage zur öffentlichen Einsicht in Kraft. Der 

Tag der Kundmachung ist auf der Verordnung 

zu vermerken. Im Fall der Kundmachung durch 

Auflage zur öffentlichen Einsicht hat jede Per-

son das Recht, beim Magistrat gegen Ersatz 

der Herstellungskosten Kopien zu erhalten, so-

fern geeignete technische Einrichtungen zu 

deren Herstellung vorhanden sind. 

(7) Wenn und solange die Bereitstellung o-

der Bereithaltung der im elektronisch geführ-

ten Amtsblatt kundzumachenden Verordnun-

gen zur Abfrage im Internet nicht bloß vo-

rübergehend nicht möglich ist, hat deren 

Kundmachung in anderer Weise zu erfolgen, 

die sicherstellt, dass die Verordnung allgemein 

zugänglich ist und in ihrer kundgemachten 

Form vollständig und auf Dauer ermittelt wer-

den kann. Die so kundgemachten Verordnun-

gen sind sobald wie möglich im elektronisch 

geführten Amtsblatt wiederzugeben. Die Wie-

dergabe der Verordnung im elektronisch ge-

führten Amtsblatt hat einen Hinweis auf ihren 

bloßen Mitteilungscharakter, die Art der Kund-

machung gemäß dem ersten Satz, den Zeit-

punkt des Inkrafttretens und gegebenenfalls 

den Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Ver-

ordnung zu enthalten. 

(8) Der Bürgermeister darf die Verordnun-

gen der Stadt neben ihrer Kundmachung im 

elektronisch geführten Amtsblatt der Stadt 

auch in sonstiger zweckmäßiger und ortsübli-

cher Weise ohne verbindliche Wirkung veröf-

fentlichen. 

 
 

4. Abschnitt 
Ehrungen durch die Stadt 

 
§ 17 

Ehrenbürger und sonstige Ehrungen 
 

(1) Personen, die sich um die Landeshaupt-

stadt Klagenfurt am Wörthersee, das Land 

Kärnten oder den Bund besonders verdient ge-

macht haben, können vom Gemeinderat durch 

Ehrungen ausgezeichnet werden. Sie können 

insbesondere zu Ehrenbürgern der Stadt er-

nannt werden. 

(2) Der Gemeinderat kann die Ehrung wi-

derrufen, wenn sich der Geehrte der Auszeich-

nung als unwürdig erweist. 

(3) Die Ehrung gilt als widerrufen, wenn der 

Geehrte gemäß § 18 der Kärntner Gemeinde-

rats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 

vom Wahlrecht ausgeschlossen wird. 

 
§ 18 

Verleihung des Rechtes 
zur Führung des Stadtwappens 

 

(1) Der Gemeinderat kann natürlichen Per-

sonen, eingetragenen Personengesellschaften 

und juristischen Personen das Recht verleihen, 

das Stadtwappen zu führen, wenn dies im In-

teresse der Stadt liegt. 

(2) Der Gemeinderat kann die Verleihung 

mit einer Mehrheit von zwei Drittel der in be-

schlussfähiger Anzahl Anwesenden widerru-

fen, wenn sich der Berechtigte seines Rechtes 

für unwürdig erweist. Die Verleihung gilt als 

widerrufen, wenn der Berechtigte gemäß § 18 

der Kärntner Gemeinderats- und Bürgermeis-

terwahlordnung 2002 vom Wahlrecht ausge-

schlossen wird. 

(3) Wer das Stadtwappen unbefugt führt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung. 

 
 

5. Abschnitt 
Wahl und Konstituierung 

von Organen der Stadt 
 

§ 19 
Zusammensetzung und Wahl 

des Gemeinderates 
 

(1) Der Gemeinderat besteht aus 45 Mit-

gliedern. 
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(2) Die Wahl des Gemeinderates erfolgt 

nach der Kärntner Gemeinderats- und Bürger-

meisterwahlordnung 2002 durch die Gemein-

debürger.  

(3) Der Wahlabschnitt beträgt sechs Jahre, 

gerechnet vom letzten Wahltag der allgemei-

nen Gemeinderatswahlen. 

(4) Die Landesregierung hat nach den Best-

immungen der Kärntner Gemeinderats- und 

Bürgermeisterwahlordnung 2002 auszuschrei-

ben:  

1. allgemeine Gemeinderatswahlen vor  

Ablauf des Wahlabschnittes; 

 

2. gesonderte Gemeinderatswahlen 

 a) wenn für eine ausgeschriebene Wahl 

kein Wahlvorschlag für die Wahl des Gemein-

derates eingebracht wurde oder alle Wahlvor-

schläge als nicht eingebracht gelten; 

 b) nach Auflösung des Gemeinderates. 

(5) Endet der Wahlabschnitt innerhalb von 

sechs Monaten nach Auflösung des Gemeinde-

rates, so hat die Ausschreibung gesonderter 

Gemeinderatswahlen zu unterbleiben. Dies 

gilt nicht für die Auflösung des Gemeinderates 

gemäß § 20 Abs. 3. 

(6) Die der gesonderten Wahlausschrei-

bung folgende Wahlausschreibung hat ge-

meinsam mit der Ausschreibung der allgemei-

nen Gemeinderatswahlen zu erfolgen. 

 
§ 20 

Amtsperiode des Gemeinderates 
 

(1) Die Amtsperiode des Gemeinderates 

dauert vom Tag seines ersten Zusammentrit-

tes an bis zu dem Tag, an dem der neu ge-

wählte Gemeinderat zusammentritt. Dies gilt 

auch für die Fälle der Auflösung des Gemein-

derates nach Abs. 2 oder 3. 

(2) Der Gemeinderat ist berechtigt, vor Ab-

lauf des Wahlabschnittes seine Auflösung zu 

beschließen. Für einen solchen Beschluss sind 

mindestens zwei Drittel der Stimmen der in be-

schlussfähiger Anzahl Anwesenden erforder-

lich.  

(2a) Im Fall des § 99 endet die Amtsperiode 

des Gemeinderates mit seiner Auflösung. 

(3) Der Gemeinderat gilt als aufgelöst, 

wenn seine Wahl für nichtig erklärt oder wenn 

das ganze Wahlverfahren oder Teile des Wahl-

verfahrens aufgehoben werden.  

 
§ 21 

Zusammentritt des neu gewählten 
Gemeinderates 

 

(1) Der neu gewählte Gemeinderat ist bin-

nen vier Wochen nach der Wahl vom bisheri-

gen Bürgermeister einzuberufen. Die Einberu-

fung hat so zu erfolgen, dass der neu gewählte 

Gemeinderat innerhalb von sechs Wochen 

nach der Wahl zu seiner ersten Sitzung zusam-

mentreten kann. Von der Einberufung ist bis zu 

einer Woche nach Zustellung der Entscheidung 

der Landeswahlbehörde abzusehen, wenn ein 

Einspruch gegen die Wahl bei der Gemeinde-

wahlbehörde eingebracht worden ist. Von der 

Einberufung ist auch abzusehen, wenn die 

Wahl des Gemeinderates für nichtig erklärt 

wird. 

(2) Im neu gewählten Gemeinderat hat der 

nach den Bestimmungen der Kärntner Ge-

meinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 

2002 neu gewählte Bürgermeister (§22 Abs. l) 

– auch vor seiner Angelobung – den Vorsitz zu 

führen. Ist der neu gewählte Bürgermeister 

verhindert oder erfolgt eine Wahl des Bürger-

meisters durch den Gemeinderat, so hat bis 

zur Angelobung des neu gewählten Bürger-

meisters das an Jahren älteste Mitglied des Ge-

meinderates – auch vor seiner Angelobung – 

den Vorsitz zu führen. 

(3) Die Mitglieder des neu gewählten Ge-

meinderates haben vor dem Gemeinderat 

durch die Worte „Ich gelobe“ folgendes Gelöb-

nis abzulegen: „Ich gelobe, der Verfassung, der 

Republik Österreich und dem Land Kärnten 
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Treue zu halten, die Gesetze zu beachten, für 

die Selbstverwaltung einzutreten, meine 

Amtspflicht unparteiisch und uneigennützig zu 

erfüllen, die mir obliegende Verschwiegenheit 

zu wahren und das Wohl der Landeshaupt-

stadt nach bestem Wissen und Gewissen zu 

fördern.“ 

(3a) Nach der Angelobung der Mitglieder 

des Gemeinderates (Abs. 3) hat die Angelo-

bung des neu gewählten Bürgermeisters zu er-

folgen. Wird der Bürgermeister durch den Ge-

meinderat gewählt, hat nach der Angelobung 

der Mitglieder des Gemeinderates die Wahl 

des Bürgermeisters zu erfolgen. 

(4) Später eintretende Mitglieder des Ge-

meinderates haben das Gelöbnis bei der ers-

ten Sitzung des Gemeinderates, an der sie teil-

nehmen, zu leisten. 

(5) Ein Gelöbnis unter Bedingungen oder 

Zusätzen gilt als verweigert. Die Beifügung ei-

ner religiösen Beteuerung ist zulässig. 

(6) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Ge-

meinderates darf vor der Ablegung des Gelöb-

nisses abgesehen von einer Vorsitzführung 

nach Abs. 2 keine sonstigen Handlungen als 

Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates 

setzen. 

(7) Die auf Grund des Wahlvorschlages der-

selben Partei von der Gemeindewahlbehörde 

als gewählt erklärten Mitglieder des Gemein-

derates bilden eine Gemeinderatspartei (Frak-

tion) im Sinne dieses Gesetzes. Eine Gemein-

deratspartei kann auch aus einem Mitglied des 

Gemeinderates bestehen. Die Zugehörigkeit 

zu einer Gemeinderatspartei leitet sich von der 

Kandidatur auf demselben Wahlvorschlag ab 

und ist von späteren Willenserklärungen unab-

hängig. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 22 
Wahl des Bürgermeisters 

 

(1) Die Wahl des Bürgermeisters erfolgt 

nach den Bestimmungen der Kärntner Ge-

meinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 

2002 in ihrer jeweils geltenden Fassung durch 

die Gemeindebürger. 

(1a) Wurde kein Wahlvorschlag für die 

Wahl des Bürgermeisters eingebracht oder 

gelten alle Wahlvorschläge als nicht einge-

bracht, ist eine Wahl nach § 23 durchzuführen. 

(2) Endet das Amt des Bürgermeisters vor 

Ablauf des fünften Jahres nach dem Tag der 

allgemeinen Gemeinderatswahlen vorzeitig, 

ist eine Nachwahl nach den Bestimmungen der 

Kärntner Gemeinderats- und Bürgermeister-

wahlordnung 2002 durchzuführen. 

(3) Endet das Amt des Bürgermeisters nach 

Ablauf des fünften Jahres nach dem Tag der 

allgemeinen Gemeinderatswahlen vorzeitig, 

ist eine Nachwahl nach § 23 durchzuführen. 

(4) Im Fall der vorzeitigen Auflösung des 

Gemeinderates hat nach Maßgabe der Bestim-

mungen der Kärntner Gemeinderats- und Bür-

germeisterwahlordnung 2002 auch die Neu-

wahl des Bürgermeisters zu erfolgen. 

 
§ 23 

Wahl des Bürgermeisters 
durch den Gemeinderat 

 

(1) Im Fall des § 22 Abs. 3 hat der Gemein-

derat für seine verbleibende Amtsperiode (§ 

20 Abs. l) innerhalb von vier Wochen nach dem 

Enden des Amtes des Bürgermeisters die 

Nachwahlen durchzuführen. 

(1a) Im Fall des § 22 Abs. 1a ist die Wahl in 

der ersten Sitzung des neugewählten Gemein-

derates vorzunehmen. Wurde für eine Nach-

wahl gemäß § 22 Abs. 2 kein Wahlvorschlag für 

die Wahl des Bürgermeisters eingebracht oder 

gelten alle Wahlvorschläge als nicht einge-



 
Klagenfurter Stadtrecht 1998 

 
 

  8 

bracht, ist die Wahl innerhalb von zwei Wo-

chen nach Ablauf der Frist für die Einbringung 

von Wahlvorschlägen vorzunehmen.  

(2) Der Vorsitzende hat zur Prüfung des 

Wahlergebnisses zwei Mitglieder des Gemein-

derates als Wahlzeugen zu bestellen. 

(3) Der Bürgermeister ist vom Gemeinderat 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen zu wählen. Wählbar ist, wer einer Ge-

meinderatspartei angehört, der nach dem Ver-

hältniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 der Kärntner Ge-

meinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 

2002) Anspruch auf Vertretung im Stadtsenat 

zukommt und von dieser Gemeinderatspartei 

vorgeschlagen wird. Als Bürgermeister sind 

nur Mitglieder des Gemeinderates mit öster-

reichischer Staatsbürgerschaft wählbar. 

(4) Die Wahl ist mit Stimmzetteln durchzu-

führen. Erhält niemand die einfache Mehrheit, 

so ist ein zweiter Wahlgang vorzunehmen. Er-

hält auch bei diesem niemand die einfache 

Mehrheit, so ist ein dritter Wahlgang vorzu-

nehmen. Im dritten Wahlgang ist jener Bewer-

ber gewählt, der die meisten Stimmen auf sich 

vereinigt. Kommt zufolge Stimmengleichheit 

mehr als eine Person in Betracht, so ist von den 

Bewerbern derjenige zum Bürgermeister ge-

wählt, der der Gemeinderatspartei angehört, 

die bei der Gemeinderatswahl mehr Stimmen 

auf sich vereinigt hat. Ist auch diese Zahl 

gleich, so entscheidet das Los. 

(5) Leere Stimmzettel und Stimmzettel, die 

auf eine nicht wählbare Person lauten, sind un-

gültig und gelten nicht als abgegebene Stim-

men. 

 
§ 24 

Angelobung des Bürgermeisters, 
Amtsperiode des Stadtsenates 

 

(1) Der neugewählte Bürgermeister hat vor 

dem Gemeinderat in die Hand des Landes-

hauptmannes das Gelöbnis auf die Bundesver-

fassung und die Kärntner Landesverfassung 

abzulegen. 

(2) Mit der Angelobung des Bürgermeisters 

(Abs. l) bzw. der sonstigen Mitglieder des 

Stadtsenates (§ 25 Abs. 6) beginnt das Amt. Die 

Amtsperiode des neu gewählten Stadtsenates 

beginnt, sobald zwei Drittel der gewählten 

Mitglieder angelobt sind. 

(3) Die Amtsperiode des Stadtsenates en-

det mit der Amtsperiode des Gemeinderates 

(§ 20). 

 
§ 25 

Zusammensetzung des Stadtsenates, 
Wahl der Vizebürgermeister 

und der Stadträte 

(1) Der Stadtsenat besteht aus dem Bürger-

meister, dem Ersten und dem Zweiten Vize-

bürgermeister und vier Stadträten. Gehört ein 

von den Gemeindebürgern gewählter Bürger-

meister keiner Gemeinderatspartei an, der An-

spruch auf Vertretung im Stadtsenat zu-

kommt, so erhöht sich die Zahl der Stadträte 

um l.  

(2) Der Bürgermeister hat nach der Über-

nahme des Vorsitzes die nach dem Verhältnis-

wahlrecht (§ 80 Abs. 3 der Kärntner Gemein-

derats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002) 

auf die Gemeinderatsparteien entfallende An-

zahl der Mitglieder des Stadtsenates festzu-

stellen. Gehört der Bürgermeister einer Ge-

meinderatspartei an, der Anspruch auf Vertre-

tung im Stadtsenat zukommt, so ist er auf das 

letzte seiner Gemeinderatspartei zufallende 

Mandat anzurechnen. Hierauf sind aus der 

Mitte des Gemeinderates die Vizebürgermeis-

ter und die Stadträte zu wählen. In gleicher 

Weise und im gleichen Wahlgang ist für jedes 

Mitglied des Stadtsenates ausschließlich des 

Bürgermeisters ein Ersatzmitglied zu wählen. 

Als Vizebürgermeister, Stadtrat und deren Er-

satzmitglieder sind nur Mitglieder des Gemein-

derates mit österreichischer Staatsbürger-

schaft wählbar. 

(3) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahl-

vorschlägen, die beim Vorsitzenden schriftlich 

einzubringen sind. Die Wahlvorschläge einer 

Gemeinderatspartei müssen so viele Namen 
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von Wahlwerbern und Ersatzmitgliedern in der 

durch Abs. 2 bestimmten Reihenfolge enthal-

ten, wie dieser Gemeinderatspartei nach der 

Feststellung des Bürgermeisters zukommen; 

sie müssen von mehr als der Hälfte der Mitglie-

der des Gemeinderates dieser Gemeinderats-

partei unterschrieben sein. Die Unterschriften 

auf dem Wahlvorschlag sind im Rahmen der 

Gemeinderatssitzung zu leisten. 

(4) Haben zwei oder mehr Gemeinderats-

parteien gleichen Anspruch auf Vertretung 

durch einen Vizebürgermeister oder einen 

Stadtrat, so gibt die größere Zahl der bei der 

Wahl des Gemeinderates abgegebenen gülti-

gen Stimmen den Ausschlag, ist auch diese 

Zahl gleich, so entscheidet das Los. 

(5) Der Bürgermeister hat die gültig vorge-

schlagenen Personen in der Reihenfolge, die 

sich aus Abs. 2 und 4 ergibt, als Ersten und 

Zweiten Vizebürgermeister sowie als Stadträte 

für gewählt zu erklären. Er hat das Wahlergeb-

nis kundzumachen und der Landesregierung 

mitzuteilen. 

(6) Die Vizebürgermeister und die Stadträte 

haben vor dem Gemeinderat in die Hand des 

Landeshauptmannes das gleiche Gelöbnis wie 

der Bürgermeister abzulegen. 

(7) Macht eine Gemeinderatspartei von ih-

rem Anspruch, nach Maßgabe ihrer Stärke im 

Stadtsenat vertreten zu sein, dadurch nicht 

Gebrauch, dass sie für die Wahl des Vizebür-

germeisters, eines sonstigen Mitgliedes des 

Stadtsenates oder eines Ersatzmitgliedes spä-

testens in der auf die Wahl des Bürgermeisters 

folgenden Sitzung des Gemeinderates – bei 

Nachwahlen spätestens in der gemäß Abs. 8 

stattfindenden Sitzung des Gemeinderates 

und im Fall einer Nichtannahme einer Wahl in 

der auf die Nichtannahme folgenden Sitzung 

des Gemeinderates – keinen oder keinen gülti-

gen Wahlvorschlag erstattet, so hat der Ge-

meinderat diese Funktion in einem getrennten 

Wahlgang durch Wahl aus der Mitte aller Mit-

glieder des Gemeinderates mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu beset-

zen; für die Durchführung dieser Wahl gilt § 23 

Abs. 3 bis 5 sinngemäß. Ist ein Anspruch einer 

Gemeinderatspartei auf Vertretung im Stadt-

senat durch Los (Abs. 4) entstanden, sind die 

Bestimmungen des ersten Satzes nur dann an-

zuwenden, wenn die in der Losentscheidung 

unterlegene Gemeinderatspartei von ihrem 

Anspruch auf Vertretung im Stadtsenat im 

Sinne des ersten Satzes nicht Gebrauch macht. 

(8) Endet das Amt eines Vizebürgermeisters 

oder eines sonstigen Mitgliedes des Stadtsena-

tes, so sind binnen zwei Wochen Nachwahlen 

vorzunehmen. Endet das Amt eines Ersatzmit-

gliedes, so ist die Nachwahl in der nächsten 

Gemeinderatssitzung vorzunehmen. 

 
§ 25a 

(entfällt) 
 

§ 26 
Bildung und Wahl der Ausschüsse 

 

(1) Der Gemeinderat hat für die einzelnen 

Angelegenheiten oder für besondere Aufga-

ben des eigenen Wirkungsbereiches die erfor-

derlichen Ausschüsse und die Anzahl ihrer Mit-

glieder festzusetzen. Ein Ausschuss muss min-

destens drei und darf nicht mehr als neun Mit-

glieder haben. Der Gemeinderat hat jedenfalls 

einen Ausschuss für die Kontrolle der Geba-

rung (Kontrollausschuss) zu bilden.   

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse sind vom 

Gemeinderat aus seiner Mitte mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wäh-

len. Die Ausschüsse sind derart zusammenzu-

setzen, dass die Anzahl der einzelnen Mitglie-

der aller Ausschüsse zusammengerechnet, 

dem Verhältnis der Stärke der Gemeinderats-

parteien entspricht. 

(3) Der Bürgermeister und die sonstigen 

Mitglieder des Stadtsenats sowie deren Ersatz-

mitglieder und die Mitglieder des Gemeinde-

rates, die auch Bedienstete der Stadt sind, dür-

fen nicht Mitglieder des Kontrollausschusses 

sein. 
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(4) Die Ausschüsse werden für die Amtspe-

riode des Gemeinderates gebildet, wenn sich 

nicht aus der gestellten Aufgabe eine kürzere 

Funktion ergibt. 

(5) Der Gemeinderat kann einen Ausschuss 

vorzeitig auflösen. Für einen solchen Beschluss 

sind mindestens zwei Drittel der Stimmen der 

in beschlussfähiger Anzahl Anwesenden erfor-

derlich. 

(6) Ein Mitglied kann von der Gemeinde-

ratspartei, über deren Vorschlag gewählt 

wurde, jederzeit abberufen werden. Die Best-

immungen des § 68 gelten sinngemäß. 

(6a) Im Fall des Endens des Amtes eines 

Mitgliedes eines Ausschusses oder im Fall 

nachträglicher Beschlüsse des Gemeinderates 

über die Anzahl der Mitglieder eines Ausschus-

ses sind innerhalb von acht Wochen Nachwah-

len vorzunehmen. 

(7) Der Gemeinderat kann in die Aus-

schüsse dem Gemeinderat nicht angehörende 

sachverständige Personen mit beratender 

Stimme berufen. 

 
 

6. Abschnitt  
Stellung der Mitglieder des 

Gemeinderates 
 

§ 27 
Pflichten 

 

(1) Die allgemeinen Pflichten der Mitglieder 

des Gemeinderates ergeben sich aus dem Ge-

löbnis. 

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates sind 

im Besonderen verpflichtet, zu den Sitzungen 

des Gemeinderates und der Ausschüsse, deren 

Mitglieder sie sind, rechtzeitig zu erscheinen 

und daran bis zum Schluss teilzunehmen. Ist 

ein Mitglied verhindert, dieser Verpflichtung 

hinsichtlich der Sitzungen des Gemeinderates 

nachzukommen, so hat es dies – ausgenom-

men bei unvorhersehbaren Ereignissen – dem 

Magistrat unter Angabe des Grundes so recht-

zeitig bekannt zu geben, dass die Einberufung 

des Ersatzmitgliedes noch möglich ist. 

(3) Der Bürgermeister hat ein Mitglied des 

Gemeinderates, das seine besonderen Pflich-

ten (Abs. 2) verletzt, schriftlich unter Hinweis 

auf die Rechtsfolge des Mandatsverlustes zum 

Erscheinen bei der nächsten Sitzung aufzufor-

dern. 

(4) Die Verschwiegenheitspflicht der Mit-

glieder des Gemeinderates erstreckt sich auf 

die ihnen ausschließlich in Ausübung ihres 

Mandates bekannt gewordenen Tatsachen, 

die im Interesse der Stadt oder einer anderen 

Gebietskörperschaft oder der Parteien Ge-

heimhaltung erfordern; sie erstreckt sich ins-

besondere auf Verhandlungsgegenstände, die 

in vertraulichen Sitzungen behandelt wurden. 

Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht ge-

genüber dem Gemeinderat, wenn dieser Aus-

künfte ausdrücklich verlangt. Die Verschwie-

genheitspflicht besteht nach Ende des Manda-

tes weiter. 

(5) Der Bürgermeister kann von der Ver-

schwiegenheitspflicht für Zeugenaussagen vor 

einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde 

entbinden. 

 
§ 28  

Rechte der Mitglieder des Gemeinderates 
 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates ha-

ben das Recht, im Gemeinderat und in den 

Ausschüssen, deren Mitglieder sie sind, an der 

Abstimmung teilzunehmen, Anträge zu stellen 

sowie zu den einzelnen Verhandlungsgegen-

ständen und zur Geschäftsbehandlung das 

Wort zu ergreifen. Sie haben – ausgenommen 

die Mitglieder des Stadtsenates im Kontroll-

ausschuss - ferner das Recht, an Sitzungen von 

Ausschüssen, deren Mitglieder sie nicht sind, 

als Zuhörer teilzunehmen.  

(1a) Die Mitglieder des Gemeinderates ha-

ben nach Bekanntgabe der Tagesordnung ei-

ner Sitzung des Gemeinderates oder eines 
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Ausschusses, dessen Mitglied sie sind, wäh-

rend der Amtsstunden bis zur Sitzung das 

Recht der Einsicht in die zur Behandlung ste-

henden Akten und Aktenteile von Verhand-

lungsgegenständen. Das Recht der Aktenein-

sicht besteht nicht hinsichtlich der Verhand-

lungsgegenstände, die Befangenheit nach § 39 

Abs. 1 begründen. 

(2) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. l) um-

fasst auch das Recht, im Gemeindeamt nach 

Maßgabe der vorhandenen technischen Mittel 

auf eigene Kosten Kopien anfertigen zu lassen 

oder an Ort und Stelle Abschriften selbst anzu-

fertigen; Kopien dürfen nicht angefertigt wer-

den, wenn das verfassungsgesetzlich gewähr-

leistete Recht auf Datenschutz entgegensteht 

oder Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Drit-

ter in Betracht kommen. 

(3) In den Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches der Stadt sind die Mitglie-

der des Gemeinderates berechtigt, Anfragen 

an den Bürgermeister, die Vizebürgermeister 

und die Stadträte zu richten. 

(4) Die Mitglieder des Gemeinderates sind 

bei der Ausübung ihres Mandates an keinen 

Auftrag gebunden. 

 
§ 29  

Bildung von Klubs 
 

(1) Auf Grund des Wahlvorschlages dersel-

ben Partei gewählte Mitglieder des Gemeinde-

rates haben das Recht, sich in einem Klub zu-

sammenzuschließen. Für den Zusammen-

schluss zu einem Klub und dessen Bestand sind 

mindestens drei Mitglieder des Gemeindera-

tes erforderlich. Die einer Gemeinderatspartei 

(§21 Abs. 7) zukommenden Rechte stehen ei-

nem Klub jedoch nur dann zu, wenn er sich aus 

denselben Personen zusammensetzt.  

(2) Jeder Klub hat aus seiner Mitte einen 

Obmann und einen Stellvertreter zu wählen; er 

hat seinen Bestand dem Bürgermeister schrift-

lich anzuzeigen. Die Anzeige hat den Namen 

des Obmannes, des Stellvertreters und die Na-

men der weiteren Mitglieder zu enthalten. 

(3) Die Anzeige gilt so lange, bis eine Ände-

rung beim Bürgermeister angemeldet wird. 

(4) Der Bürgermeister hat zu veranlassen, 

dass die Anzeigen und ihre Änderungen im Ge-

meinderat verlesen und der Niederschrift an-

geschlossen werden. 

 
§ 30  

Bezüge, Dienstreisen 
 

(1) Den Mitgliedern des Gemeinderates ge-

bührt – soweit sie nicht Anspruch auf einen Be-

zug als Mitglied des Stadtsenates haben – ein 

durch Verordnung des Gemeinderates festzu-

setzender Bezug. Der Bezug darf 10 v. H. des 

monatlichen Bezuges eines Mitgliedes des Na-

tionalrates nicht übersteigen. Dem Obmann 

eines Ausschusses gebührt der Bezug im dop-

pelten Ausmaß, selbst dann, wenn er mehrere 

Obmannfunktionen ausübt. 

(2) Wird die Funktion als Mitglied des Ge-

meinderates oder als Obmann eines Ausschus-

ses nicht während des vollen Monats ausge-

übt, so gebührt der Bezug nur im aliquoten 

Ausmaß. 

(3) entfällt 

(4) Dienstreisen der Mitglieder des Ge-

meinderates sind nach den für Landesbeamte 

der höchsten Gebührenstufe geltenden Best-

immungen des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 

1994, in seiner jeweils geltenden Fassung, ab-

zugelten, soweit in Abs. 5 und 6 nicht anderes 

bestimmt wird. 

(5) Für Reisen im Inland gebührt keine Ta-

gesgebühr. 

(6) Die Nächtigungsgebühr ist in der Höhe 

der tatsächlich anfallenden Kosten festzuset-

zen. 

(7) Abs. 4 und 6 sind nicht auf Dienstreisen 

anzuwenden, soweit deren Kosten unmittel-

bar von der Stadt getragen werden. 
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 § 31  
  Beginn und Enden des Mandates 

 

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Ge-

meinderates beginnt mit dem Tag des Zusam-

mentrittes des neugewählten Gemeinderates, 

bei später eintretenden Mitgliedern an dem 

Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung. 

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Ge-

meinderates endet durch Tod, Verzicht (Abs. 

3), Nichtigerklärung der Wahl, Mandatsverlust 

oder mit dem Tag des Zusammentrittes des 

neugewählten Gemeinderates. 

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schrift-

lich zu erklären und eigenhändig zu unter-

schreiben. Er wird mit dem Einlangen beim 

Magistrat wirksam, wenn die Verzichtserklä-

rung nicht einen späteren Zeitpunkt enthält. 

Dem Verzicht beigefügte Bedingungen sind 

ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserklä-

rung kann nach ihrem Einlangen beim Magist-

rat nicht mehr widerrufen werden. 

 
§ 32 

Mandatsverlust 
 

(1) Ein Mitglied des Gemeinderates ist sei-

nes Mandates für verlustig zu erklären, wenn 

es 

a) das vorgeschriebene Gelöbnis (§21 Abs. 

3, 4 und 5) verweigert; 

b) nach erfolgter Wahl nach der Kärntner 

Gemeinderats- und Bürgermeister-

wahlordnung 2002 die Wählbarkeit ver-

liert oder wenn nachträglich ein Grund 

bekannt wird, der seine Wählbarkeit 

gehindert hätte; 

c) durch zwei Monate den Eintritt in den 

Gemeinderat schuldhaft verzögert oder 

während eines ununterbrochenen Zeit-

raumes von zwei Monaten den Sitzun-

gen des Gemeinderates oder der Aus-

schüsse, deren Mitglied es ist, ohne trif-

tigen Grund ferngeblieben ist. 

(2) Der Gemeinderat hat in den Fällen des 

Abs. l den Antrag auf Mandatsverlust an den 

Verfassungsgerichtshof zu stellen, wenn er ei-

nen der Fälle des Abs. l für gegeben erachtet. 

(3) (entfällt) 

(4) (entfällt) 

 
§ 33  

Ersatzmitglieder 
 

(1) Ist ein Mitglied des Gemeinderates an 

der Ausübung seines Mandates verhindert, so 

hat für die Dauer der Verhinderung an die 

Stelle des Verhinderten mit dessen Rechten 

und Pflichten das nach der Kärntner Gemein-

derats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 

in Betracht kommende Ersatzmitglied zu tre-

ten. 

(2) Die Bestimmungen des § 32 gelten für 

Ersatzmitglieder sinngemäß. 

(3) Ersatzmitglieder sind als Mitglieder des 

Stadtsenates oder der Ausschüsse nicht wähl-

bar. 

 
 

7. Abschnitt 
Aufgaben und Geschäftsführung 

des Gemeinderates 
 

§ 34  
Aufgaben 

 
(1) Der Gemeinderat ist das oberste Organ 

in den Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungsbereiches. Der Bürgermeister und die 
Mitglieder des Stadtsenates sind dem Gemein-
derat für die Erfüllung ihrer dem eigenen Wir-
kungsbereich der Stadt zugehörigen Aufgaben 
verantwortlich. 

(2) Der Gemeinderat hat den grundlegen-
den Inhalt der durch die Stadt abzuschließen-
den Dienstverträge durch Dienstordnungen 
festzulegen; der Abschluss von Kollektivverträ-
gen bedarf seiner Zustimmung. 
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(3) Die Vereinbarung eines Gemeindever-
bandes bedarf der Zustimmung des Gemein-
derates. 

(4) Stellt der Gemeinderat Verletzungen 
des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung des eigenen Wirkungsbereiches sowie 
des Gebotes der Sparsamkeit, Wirtschaftlich-
keit und Zweckmäßigkeit der Gebarung insbe-
sondere anlässlich von Prüfungsberichten des 
Kontrollausschusses, der Landesregierung o-
der des Rechnungshofes fest, so hat er die ihm 
zur Abhilfe erforderlich erscheinenden Maß-
nahmen zu treffen. 

(5) Der Gemeinderat kann bestimmen, dass 

Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches von 

grundsätzlicher Bedeutung, die durch Gesetz 

nicht ausdrücklich einem anderen Organ über-

tragen sind, dem Gemeinderat obliegen, so-

weit es sich nicht um Angelegenheiten der lau-

fenden Verwaltung oder um solche Personal-

angelegenheiten der Bediensteten im privat-

rechtlichen Dienstverhältnis handelt, die hin-

sichtlich der Stadtbeamten durch Gesetz ei-

nem anderen Organ übertragen sind. 

(6) Der Gemeinderat kann einzelne, in seine 

Zuständigkeit fallende Angelegenheiten der 

örtlichen Straßenpolizei mit Verordnung ganz 

oder zum Teil dem Stadtsenat übertragen, so-

fern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 

Raschheit und Einfachheit geboten erscheint. 

 
§ 35  

Sitzungen des Gemeinderates 
 

(1) Der Bürgermeister hat die Sitzungen des 

Gemeinderates nach Bedarf einzuberufen. Der 

Bürgermeister ist verpflichtet, ohne Verzug 

eine Sitzung einzuberufen, wenn wenigstens 

elf Mitglieder des Gemeinderates dies unter 

Vorschlag der Tagesordnung verlangen. 

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist 

den Mitgliedern des Gemeinderates unter Be-

kanntgabe der Tagesordnung mindestens eine 

Woche, in dringenden Fällen mindestens 24 

Stunden vor der Sitzung gegen Nachweis zuzu-

stellen. Ersatzzustellung im Sinne des § 16 

ZustG, ist zulässig. Die Einberufung kann auch 

in jeder anderen technisch möglichen Weise 

übermittelt werden, wenn das Mitglied des 

Gemeinderates dieser Übertragungsart 

schriftlich zugestimmt hat. In diesem Fall ge-

nügt die Sendebestätigung als nachweisliche 

Zustellung. Ersatzmitglieder dürfen in dringen-

den Fällen in der Reihenfolge der Liste der Er-

satzmitglieder des betreffenden Wahlvor-

schlages mündlich oder telefonisch einberufen 

werden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-

zung sind am Tag der Einberufung auch an der 

Amtstafel und im Internet kundzumachen. 

(3) In den Sitzungen hat der Bürgermeister 

oder sein Stellvertreter den Vorsitz zu führen. 

(4) Unter Nichtbeachtung der Bestimmun-

gen des Abs. 3 gefasste Beschlüsse des Ge-

meinderates haben keine rechtliche Wirkung; 

Bescheide, denen solche Beschlüsse zugrunde 

liegen, sind mit Nichtigkeit bedroht. 

(5) Für einen Beschluss, dass ein Verhand-

lungsgegenstand in die Tagesordnung aufge-

nommen wird, dass ein Verhandlungsgegen-

stand von der Tagesordnung abgesetzt wird o-

der dass die Tagesordnung umgestellt wird, 

sind – soweit § 36 Abs. l und § 68 Abs. 3 nichts 

anderes bestimmen – zwei Drittel der in be-

schlussfähiger Anzahl Anwesenden erforder-

lich. 

(5a) Tagesordnungspunkte, die Personalan-

gelegenheiten betreffen (§ 36 Abs. 3), sind 

nach sonstigen Tagesordnungspunkten zu rei-

hen. 

(5b) Soweit vor der Behandlung eines Ver-

handlungsgegenstandes im Gemeinderat ein 

Ausschuss bzw. der Stadtsenat zu befassen ist, 

darf dieser Verhandlungsgegenstand erst nach 

der Vorberatung (§§ 40 Abs. 4, 61 Abs. 2, 76 

Abs. 2) oder der Befassung des Stadtsenates 

nach § 76 Abs. 5 in die Tagesordnung aufge-

nommen (Abs. l, 2 und 5) und behandelt wer-

den. Abs. 4 gilt sinngemäß. 

(6) Der Magistratsdirektor hat an den Sit-

zungen des Gemeinderates teilzunehmen. Der 
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Vorsitzende kann ihm zur sachlichen oder 

rechtlichen Aufklärung das Wort erteilen. Der 

Vorsitzende kann den Sitzungen auch andere 

Bedienstete der Stadt oder sonstige fachkun-

dige Person en zur Erteilung der notwendigen 

Auskünfte beiziehen. 

 
§ 36  

Öffentlichkeit 
 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 

öffentlich, doch kann auf Antrag des Vorsitzen-

den oder von wenigstens sechs Mitgliedern 

des Gemeinderates ohne Wechselrede der 

Ausschluss der Öffentlichkeit aus Gründen der 

öffentlichen Ordnung oder aus sonstigen öf-

fentlichen Interessen mit zwei Dritteln der 

Stimmen der in beschlussfähiger Anzahl Anwe-

senden beschlossen werden. Wird der Aus-

schluss der Öffentlichkeit beschlossen, so hat 

der Vorsitzende diesen Tagesordnungspunkt 

zur weiteren Behandlung in nichtöffentlicher 

Sitzung an das Ende der Tagesordnung – sind 

auch Personalangelegenheiten (Abs. 3) zu be-

handeln, vor diese Tagesordnungspunkte – zu 

reihen. § 35 Abs. 5 ist in diesen Fällen nicht an-

zuwenden. 

(2) Bei der Behandlung des Voranschlages 

und des Wirtschaftsplanes der Unternehmun-

gen der Stadt, des Rechnungsabschlusses so-

wie des Jahresabschlusses der Unternehmun-

gen darf die Öffentlichkeit nicht ausgeschlos-

sen werden. 

(3) Personalangelegenheiten und vertrauli-

che Zusatzberichte des Landesrechnungshofes 

sind in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln. 

(3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung 

der Tagesordnung ausnahmsweise die Be-

handlung einzelner Tagesordnungspunkte – 

ausgenommen die in Abs. 2 genannten Ange-

legenheiten – in nicht öffentlicher Sitzung vor-

sehen, wenn dies zur Wahrung berechtigter 

Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im 

Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschäfts- 

und Betriebsgeheimnisse oder das Steuerge-

heimnis erforderlich erscheint. Der Gemeinde-

rat kann jedoch auf Antrag eines seiner Mit-

glieder in dieser nicht öffentlichen Sitzung die 

Rückverweisung des Tagesordnungspunktes 

zur Verhandlung in öffentlicher Sitzung be-

schließen. 

(4) Zu den öffentlichen Sitzungen hat jeder-

mann nach Maßgabe des verfügbaren Raumes 

Zutritt. Die Zuhörer haben sich jeder Äußerung 

zu enthalten. Stören sie die Beratung, so hat 

der Vorsitzende sie nach ergebnisloser Mah-

nung aus dem Zuhörerraum entfernen oder 

überhaupt den Zuhörerraum räumen zu las-

sen. Der Gemeinderat kann beschließen, dass 

öffentliche Sitzungen des Gemeinderates von 

der Stadt im Internet mit einer Bildfixierung 

auf die Mitglieder des Gemeinderates sowie 

die mit der Abfassung der Niederschrift be-

trauten Bediensteten übertragen werden und 

der Inhalt der Übertragungen zeitlich befristet 

oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird. 

Eine Übertragung der mit der Abfassung der 

Niederschrift betrauten Bediensteten ist nur 

zulässig, sofern diese schriftlich zustimmen. 

(5) Im Sitzungssaal dürfen nur solche Perso-

nen Waffen tragen, die aufgrund ihres öffent-

lichen Dienstes dazu verpflichtet sind. 

 
§ 37 

Beschlussfähigkeit 
 

(1) Der Gemeinderat ist, sofern die Gesetze 

nicht anderes bestimmen, beschlussfähig, 

wenn der Bürgermeister und mehr als die 

Hälfte der sonstigen Mitglieder des Gemeinde-

rates anwesend sind. 

(2) Ist der Gemeinderat nicht beschlussfä-

hig, so hat der Bürgermeister eine zweite Sit-

zung mit derselben Tagesordnung einzuberu-

fen, die innerhalb von zwei Wochen anzube-

raumen ist. Bei dieser Sitzung ist der Gemein-

derat beschlussfähig, wenn mit dem Bürger-

meister mindestens die Hälfte seiner Mitglie-

der anwesend ist. In der Einberufung ist darauf 

hinzuweisen. 
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(3) Werden die Bestimmungen der Abs. l 

und 2 nicht beachtet, so gilt § 35 Abs. 4 sinn-

gemäß. 

(4) Abs. l und 2 gelten in gleicher Weise bei 

Wahlen sowie bei einem vor dem Gemeinde-

rat abzulegenden Gelöbnis. 

 
§ 38  

Beschlussfassung 
 

(1) Für einen Beschluss ist, sofern die Ge-

setze nicht anderes bestimmen, die einfache 

Mehrheit der in beschlussfähiger Anzahl anwe-

senden Mitglieder des Gemeinderates erfor-

derlich. 

(2) Stimmenthaltung und Erklärungen, we-

der zuzustimmen noch abzulehnen, gelten als 

Ablehnung. 

(3) Werden die Bestimmungen des Abs. l 

nicht beachtet, so gilt § 35 Abs. 4 sinngemäß. 

 
§ 39 

Befangenheit 
 

(1) Ein Mitglied des Gemeinderates ist be-

fangen und darf an der Beratung und Be-

schlussfassung nicht teilnehmen: 

1. in Sachen, an denen es selbst, einer sei-

ner Angehörigen (Abs. 2) oder eine von 

ihm vertretene schutzberechtigte Per-

son beteiligt ist; 

2. in Sachen, in denen es als Bevollmäch-

tigter einer Partei bestellt war oder 

noch bestellt ist; 

3. wenn sonstige wichtige Gründe vorlie-

gen, die geeignet sind, seine volle Un-

befangenheit in Zweifel zu ziehen; 

4. in Berufungsverfahren, wenn es an der 

Erlassung des angefochtenen Beschei-

des oder der Berufungsvorentschei-

dung mitgewirkt hat. 

(2) Angehörige im Sinne des Abs. 1 Z 1 sind: 

1. der Ehegatte; 

2. die Verwandten in gerader Linie und die 

Verwandten  

 zweiten, dritten und vierten Grades in 

der Seitenlinie; 

3. die Verschwägerten zweiten Grades in 

der Seitenlinie; 

4. die Wahleltern und Wahlkinder und die 

Pflegeeltern und Pflegekinder; 

5. Personen, die miteinander in Lebensge-

meinschaft leben, sowie Kinder und En-

kel einer dieser Personen im Verhältnis 

zur anderen Person; 

6. der eingetragene Partner. 

(3) Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft 

oder eingetragene Partnerschaft begründete 

Eigenschaft einer Person als Angehöriger 

bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, die Le-

bensgemeinschaft oder eingetragene Partner-

schaft nicht mehr besteht.  

(4) Ob ein wichtiger Grund im Sinne des 

Abs. 1 Z 3 vorliegt, entscheidet im Zweifelsfall 

der Gemeinderat. 

(5) Das befangene Mitglied des Gemeinde-

rates hat den Sitzungssaal zu verlassen. Der 

Gemeinderat kann beschließen, ein befange-

nes Mitglied des Gemeinderates den Beratun-

gen zur Erteilung von Auskünften beizuziehen; 

auch in diesem Fall ist jedoch der Beschluss des 

Gemeinderates in Abwesenheit des befange-

nen Mitgliedes zu fassen. 

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht für Wahlen, für 

Beschlüsse des Gemeinderates gemäß § 67 

Abs. 1 letzter Satz sowie für die Abberufung 

von Mitgliedern des Stadtsenates und der Aus-

schüsse. 

§ 40 
Anträge 

 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat 

das Recht, Anträge auf Abänderung von dem 
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Gemeinderat zur Beschlussfassung vorliegen-

den Gegenständen, Anträge zur Geschäftsbe-

handlung und selbständige Anträge an den Ge-

meinderat in den Angelegenheiten des eige-

nen Wirkungsbereiches zu stellen. 

(2) Abänderungs- und Zusatzanträge sind 

dem Vorsitzenden vor Erledigung des Gegen-

standes schriftlich zu überreichen. Über Abän-

derungsanträge ist vor der Abstimmung zum 

Hauptantrag, über Zusatzanträge ist nach der 

Abstimmung über den Hauptantrag abzustim-

men. Stehen die Zusatzanträge mit der be-

schlossenen Fassung des Hauptantrages im 

Widerspruch, so hat die Abstimmung über sie 

zu entfallen. Im Zweifel entscheidet der Ge-

meinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder. 

(3) Selbständige Anträge sind in den Sitzun-

gen des Gemeinderates schriftlich dem Vorsit-

zenden zu überreichen. Selbständige Anträge, 

die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches beziehen, sind vom Vorsit-

zenden als unzulässig zurückzuweisen. 

(4) Die selbständigen Anträge sind vom 

Vorsitzenden vor dem Eingehen in die Tages-

ordnungspunkte, die in nichtöffentlicher Sit-

zung zu behandeln sind (§ 36 Abs. l und 3), dem 

Stadtsenat oder einem Ausschuss zur Vorbera-

tung zuzuweisen. 

(5) Anträge zur Geschäftsbehandlung dür-

fen mündlich gestellt werden. Als Anträge zur 

Geschäftsbehandlung gelten insbesondere An-

träge auf: 

1.   Vertagung; 

2. Absetzung eines Verhandlungsgegen-

standes von der Tagesordnung; 

3. Aufnahme eines Verhandlungsgegen-

standes in die Tagesordnung; 

4. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung 

der Sitzung;  

5.  Ausschluss der Öffentlichkeit; 

6. Rückverweisung eines Tagesordnungs-

punktes zur Verhandlung in öffentlicher 

Sitzung; 

7. Verlesung einer Anfrage; 

8. namentliche Abstimmung oder Abstim-

mung mittels Stimmzettel;  

9. Richtigstellung der Niederschrift. 

 
§ 40a 

Fristsetzung zur Berichterstattung 
 

(1) Der Gemeinderat kann nach Ablauf von 

zwei Monaten ab der Zuweisung eines Antra-

ges an den Ausschuss auf Vorschlag des Bür-

germeisters, auf Antrag eines seiner Mitglieder 

oder auf Antrag des Stadtsenates dem Aus-

schuss eine Frist zur Berichterstattung über 

den ihm zugewiesenen Antrag setzen. 

(2) Nach Ablauf einer dem Ausschuss zur 

Berichterstattung gemäß Abs. 1 gesetzten Frist 

hat der Bürgermeister den Antrag in die Tages-

ordnung der dem Fristablauf nachfolgenden 

Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen, 

auch wenn ein schriftlicher Ausschussbericht 

nicht vorliegt. 

(3) Sollte der Ausschuss keinen Berichter-

statter für den Gemeinderat gewählt haben, 

kann vom Obmann oder im Fall seiner Verhin-

derung vom Obmann-Stellvertreter ein münd-

licher Bericht erstattet werden. 

 
§ 41 

Dringlichkeitsanträge 
 

(1) Soll ein selbständiger Antrag ohne Vor-

beratung vom Gemeinderat sofort behandelt 

werden, so muss er als Dringlichkeitsantrag 

bezeichnet und von mindestens fünf Mitglie-

dern des Gemeinderates unterfertigt sein. 

(2) Über die Frage der Dringlichkeit ist vor 

Eingehen in Tagesordnungspunkte, die in 

nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln sind 

(§36 Abs. l und 3), und nach Zuweisung der 
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selbständigen Anträge zu verhandeln und ab-

zustimmen. Zur Annahme der Dringlichkeit ist 

die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln 

der in beschlussfähiger Anzahl Anwesenden 

erforderlich. 

(3) Wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt, 

so ist der Antrag vom Vorsitzenden dem Stadt-

senat oder einem Ausschuss zur Vorberatung 

zuzuweisen. 

(4) Betrifft ein als Dringlichkeitsantrag be-

zeichneter Antrag die Auflösung des Gemein-

derates oder die Geschäftsordnung, so ist er 

ohne Abstimmung über die Frage der Dring-

lichkeit vom Vorsitzenden dem Stadtsenat o-

der einem Ausschuss zur Vorberatung zuzu-

weisen. 

§ 42  
Anfragen 

 

(1) Anfragen, die ein Mitglied des Gemein-

derates an den Stadtsenat oder eines seiner 

Mitglieder richten will, sind dem Vorsitzenden 

in der Sitzung des Gemeinderates schriftlich zu 

überreichen. 

(2) Die Verlesung einer Anfrage findet nur 

auf Anordnung des Vorsitzenden oder über Be-

schluss des Gemeinderates auf Grund eines 

Antrages zur Geschäftsbehandlung statt. 

(3) Der Befragte ist verpflichtet, innerhalb 

von sechs Wochen mündlich in einer Sitzung 

des Gemeinderates zu antworten oder schrift-

lich Antwort zu erteilen oder die Nichtbeant-

wortung schriftlich zu begründen. 

 
§ 43  

Ordnungsbestimmungen 
 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und schließt 

die Sitzungen des Gemeinderates, leitet die 

Verhandlungen, erteilt das Wort, lässt über die 

Anträge abstimmen und stellt das Ergebnis der 

Abstimmung sowie das Ergebnis von Wahlen 

fest. Er ist jederzeit, insbesondere im Fall einer 

Störung, berechtigt, die Sitzung zu unterbre-

chen. 

(2) Der Vorsitzende hat Redner, welche 

vom Gegenstand der Verhandlungen ab-

schweifen, zur Sache, und Redner, welche 

durch ungeziemendes Benehmen den Anstand 

verletzen, zur Ordnung zu rufen. Ist der wie-

derholte Ruf zur Sache oder zur Ordnung er-

gebnislos geblieben, so kann der Vorsitzende 

nach vorheriger Androhung dem Redner das 

Wort entziehen. 

 
§ 44  

Niederschrift 
 

(1) Über die Verhandlungen des Gemeinde-

rates ist durch einen vom Vorsitzenden bestell-

ten Schriftführer eine Niederschrift zu führen. 

(2) Die Niederschrift hat zu enthalten: Ort 

und Zeit der Sitzung, den Namen des Vorsit-

zenden, der anwesenden und der abwesenden 

Mitglieder des Gemeinderates sowie die allfäl-

ligen Entschuldigungsgründe, die Namen der 

an der Sitzung teilnehmenden Ersatzmitglie-

der, die wesentlichen Ergebnisse der Beratun-

gen, insbesondere die im Verlauf der Sitzung 

gestellten Anträge, die Art ihrer Erledigung, die 

vom Gemeinderat gefassten Beschlüsse nach 

ihrem genauen Wortlaut und das Ergebnis der 

Abstimmung, wobei die Mitglieder des Ge-

meinderates, die nicht für den Antrag ge-

stimmt haben, namentlich anzuführen sind. 

(3) Wenn es ein Mitglied des Gemeindera-

tes unmittelbar nach der Abstimmung ver-

langt, so ist seine zum Gegenstand vor der Ab-

stimmung geäußerte abweichende Meinung in 

die Niederschrift aufzunehmen. In diesem Fall 

hat das Gemeinderatsmitglied den Wortlaut 

der gewünschten Protokollierung vorzugeben. 

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, 

von zwei weiteren durch den Gemeinderat je-

weils zu bestellenden anwesenden Mitglie-

dern des Gemeinderates und vom Schriftfüh-

rer zu unterfertigen. 

(5) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat 

das Recht, Richtigstellungen der Niederschrift 
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spätestens in der ihrer Fertigstellung folgen-

den Sitzung des Gemeinderates zu verlangen. 

Der Vorsitzende ist berechtigt, die beantragte 

Änderung im Einvernehmen mit den zwei Mit-

gliedern des Gemeinderates, welche die Nie-

derschrift unterfertigt haben, vorzunehmen. 

Wird die verlangte Änderung verweigert, so 

hat der Gemeinderat zu entscheiden. 

(6) Die endgültige Niederschrift über öf-

fentliche Sitzungen des Gemeinderates ist im 

Magistrat zur öffentlichen Einsicht während 

der für den Parteienverkehr bestimmten 

Amtsstunden aufzulegen; im Internet sind je-

denfalls die vom Gemeinderat gefassten Be-

schlüsse nach ihrem genauen Wortlaut und 

das Ergebnis der Abstimmung bereitzustellen. 

Jede Person hat das Recht, Abschriften der 

Niederschrift, gegen Kostenersatz auch Ko-

pien, herzustellen. Zur Wahrung berechtigter 

Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im 

Hinblick auf den Datenschutz und auf Ge-

schäfts- und Betriebsgeheimnisse, sind geeig-

nete Vorkehrungen zu treffen. 

 
§ 45 

Geschäftsordnung 
 

(1) Der Gemeinderat hat die Bestimmun-

gen der §§ 27 bis 33, 34 bis 44, 61, 63 bis 68, 

76 und 77 mit Verordnung (Geschäftsordnung) 

auszuführen. 

(2) Durch die Geschäftsordnung ist insbe-

sondere zu regeln, in welcher Reihenfolge und 

in welchen Fällen durch Handerheben, na-

mentlich oder durch Stimmzettel abgestimmt 

wird. 

(3) Die Geschäftsordnung kann bestimmen, 

dass von der Berichterstattung über Anträge 

ohne grundsätzliche Bedeutung, die in gleicher 

Art ständig wiederkehren und vom Stadtsenat 

einstimmig beschlossen wurden, abgesehen 

werden kann, wenn auf Befragen des Vorsit-

zenden kein Mitglied des Gemeinderates die 

Verhandlung über den Gegenstand verlangt. 

(4) Die Geschäftsordnung kann bestimmen, 

dass sich der Bürgermeister in der Führung des 

Vorsitzes im Gemeinderat mit den Vizebürger-

meistern mit deren Einvernehmen abwechseln 

kann. 

(5) Ein Beschluss über die Geschäftsord-

nung bedarf der Anwesenheit von mindestens 

zwei Dritteln der Mitglieder des Gemeindera-

tes. 

 
§ 46 

Fragestunde 
 

(1) Vor Eingehen in die Tagesordnung – 

wenn eine Sitzung mehr als einen Tag dauert, 

auch bei Beginn der fortgesetzten Sitzung – ist 

eine Fragestunde abzuhalten. 

(2) Hat eine Fragestunde 60 Minuten ge-

dauert, so darf eine weitere Frage nicht mehr 

aufgerufen werden (§49 Abs. l). 

 
§ 47 

Fragerecht 
 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat 

das Recht, in der Fragestunde kurze mündliche 

Anfragen an die Mitglieder des Stadtsenates 

(§§ 62 und 69 Abs. 2 und 3) zu richten. 

(2) Das befragte Mitglied des Stadtsenates 

ist verpflichtet, die Fragen mündlich in der glei-

chen Sitzung, in der sie aufgerufen werden 

(§49 Abs. l), zu beantworten oder die Gründe 

für die Ablehnung der Beantwortung bekannt 

zu geben. 

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in 

jedem Monat nicht mehr als zwei Anfragen 

einbringen. Hat ein Mitglied des Gemeindera-

tes in einem Monat bereits zwei Anfragen ein-

gebracht, so hat der Bürgermeister weitere 

eingebrachte Anfragen an das anfragende Mit-

glied des Gemeinderates zurückzustellen. 

 
 
 



 
Klagenfurter Stadtrecht 1998 

 
 
 

19 

§ 48  
Ausübung des Fragerechtes 

 

(1) Die Anfragen dürfen nur Angelegenhei-

ten des eigenen Wirkungsbereiches (§ 61 Abs. 

l, § 62 Abs. l und § 69 Abs. 2) der Stadt zum 

Inhalt haben. Sie sind an das nach der Ge-

schäftsverteilung (§ 62) bzw. das nach § 69 

Abs. 3 zuständige Mitglied des Stadtsenates zu 

richten. 

(2) Jede Anfrage darf – abgesehen von all-

fälligen näheren Hinweisen – nur eine kon-

krete, kurz gefasste Frage enthalten und darf 

nicht in mehrere Unterfragen geteilt sein. An-

fragen, die diese Bedingungen nicht erfüllen, 

sind vom Bürgermeister an das anfragende 

Mitglied des Gemeinderates zurückzustellen. 

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinde-

rates, eine mündliche Anfrage zu stellen, so 

hat es dem Bürgermeister im Weg des Magist-

rates den Wortlaut der beabsichtigten Anfrage 

schriftlich zu überreichen. 

(4) Die Anfragen sind im Magistrat nach 

dem Zeitpunkt ihres Einlangens zu reihen und 

in ein eigenes Verzeichnis einzutragen. 

(5) Der Bürgermeister ist verpflichtet, die 

schriftliche Anfrage sofort dem zu befragen-

den Mitglied des Stadtsenates zuzustellen. Er-

hält der Bürgermeister oder das sonstige zu 

befragende Mitglied des Stadtsenates die An-

frage nicht mindestens eine Woche vor Beginn 

der Fragestunde, in der die Frage aufgerufen 

werden soll, persönlich zugestellt, so darf die 

Anfrage in der Fragestunde vom Bürgermeis-

ter nicht aufgegriffen werden. 

 
§ 49  

Verlauf der Fragestunde 
 

(1) Der Bürgermeister hat die Anfragen ent-

sprechend ihrer Reihung (§ 48 Abs. 4) aufzuru-

fen. 

(2) Anfragen dürfen nur aufgerufen wer-

den, wenn der Fragesteller anwesend ist. Sie 

sind nach dem Aufruf der Frage zu verlesen. 

(3) Nach der mündlichen Beantwortung der 

Anfrage ist vorerst – gereiht nach der Stärke 

der Gemeinderatsparteien – je ein Vertreter 

jener Gemeinderatsparteien, denen das anfra-

gende Mitglied des Gemeinderates nicht ange-

hört, berechtigt, eine Zusatzfrage zu stellen; 

anschließend hat der Fragesteller das Recht, 

ebenfalls noch eine Zusatzfrage zu stellen. 

Jede Zusatzfrage darf nur eine konkrete, kurz 

gefasste, nicht unterteilte Frage enthalten; Zu-

satzfragen müssen im unmittelbaren Zusam-

menhang mit der Hauptfrage stehen. 

(4) Mündliche Anfragen, die in der Frage-

stunde nicht aufgerufen werden können, weil 

die Zeit nicht ausreicht oder weil das zu befra-

gende Mitglied des Stadtsenates nicht anwe-

send ist, sind – sofern nicht ein Verlangen nach 

Abs. 5 gestellt wird – in der folgenden Frage-

stunde entsprechend ihrer Reihung aufzuru-

fen. 

(5) Mündliche Anfragen, die nicht innerhalb 

von vier Wochen nach ihrem Einlangen in einer 

Fragestunden beantwortet werden können, 

weil innerhalb dieser Zeit keine Gemeinderats-

sitzung stattfindet oder weil die Frage nicht 

zum Aufruf gelangte, sind auf Verlangen des 

anfragenden Mitgliedes des Gemeinderates 

innerhalb von vier Wochen nach Stellung die-

ses Verlangens vom Befragten schriftlich zu 

beantworten. Vom Verlangen auf schriftliche 

Beantwortung ist gleichzeitig der Bürgermeis-

ter in Kenntnis zu setzen. 

(6) Mündliche Anfragen, die in der Frage-

stunde nicht zum Aufruf gelangen können, 

weil das anfragende Mitglied des Gemeindera-

tes nicht anwesend ist (Abs. 2), sind innerhalb 

von vier Wochen ab dem Tag, an dem die Fra-

gestunde stattgefunden hat, vom Befragten 

schriftlich zu beantworten. 

(7) Die schriftliche Antwort und die schrift-

liche Begründung der Nichtbeantwortung sind 

dem Bürgermeister zu überreichen. Dieser hat 

sie dem Fragesteller zu übermitteln. 
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8. Abschnitt 
Volksentscheid 

 
§ 50  

Anordnung 
 

(1) Der Gemeinderat kann durch Verord-

nung bestimmen, dass ein vom Gemeinderat 

gefasster Beschluss in Angelegenheiten des ei-

genen Wirkungsbereiches der Gemeinde ei-

nem Volksentscheid unterzogen wird. Die Ver-

ordnung hat den Tag des Volksentscheides, 

den Stichtag und den Wortlaut des Beschlus-

ses des Gemeinderates zu enthalten.  

(2) Der Tag des Volksentscheides ist auf ei-

nen Sonntag festzusetzen. 

(3) Abgaben, Tarife und Gegenstände, die 

ausschließlich eine individuelle behördliche 

Entscheidung oder eine sonstige individuelle 

personenbezogene Maßnahme erfordern, 

dürfen nicht Gegenstand eines Volksentschei-

des sein. 

(4) entfällt 

 
§ 51  

Durchführung 
 

(1) Zur Durchführung des Volksentscheides 

sind die Gemeindewahlbehörde und die 

Sprengelwahlbehörden berufen, die nach den 

Bestimmungen der Kärntner Gemeinderats- 

und Bürgermeisterwahlordnung 2002 jeweils 

im Amt sind. 

(2) Stimmberechtigt sind alle Männer und 

Frauen, die am Stichtag Gemeindebürger (§ 6) 

waren. 

(3) Für das Verfahren bei der Erfassung der 

Stimmberechtigten gelten die Bestimmungen 

der Kärntner Gemeinderats- und Bürgermeis-

terwahlordnung 2002 mit der Maßgabe, dass 

das Wählerverzeichnis als „Stimmliste für den 

Volksentscheid“ zu bezeichnen ist. 

 
 

§ 52 
   Stimmzettel 

 

(1) Die Abstimmung erfolgt mit amtlichem 

Stimmzettel, der als „Amtlicher Stimmzettel 

für den Volksentscheid“ zu bezeichnen ist. Auf 

dem amtlichen Stimmzettel ist der Wortlaut 

des Beschlusses des Gemeinderates und die 

Frage, ob dieser Beschluss Geltung erlangen 

soll, abzudrucken. Außerdem hat der amtliche 

Stimmzettel links unten das Wort „ja“ und da-

neben einen Kreis, rechts unten in gleicher 

Druckschrift das Wort „nein“ und daneben ei-

nen gleich großen Kreis zu enthalten. 

(2) Die Größe des amtlichen Stimmzettels 

richtet sich nach der Länge des Wortlautes des 

Beschlusses des Gemeinderates. Die Länge 

und die Breite des Stimmzettels haben im Ver-

hältnis drei zu zwei zu stehen. 

(3) Die Kosten für die Herstellung des amt-

lichen Stimmzettels hat die Gemeinde zu tra-

gen. 

(4) Im Übrigen gelten für das Abstimmungs-

verfahren die Bestimmungen der Kärntner Ge-

meinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 

2002 sinngemäß mit der Maßgabe, dass die 

Gültigkeit und Ungültigkeit der Stimmzettel 

nach dem Kärntner Volksabstimmungsgesetz 

zu beurteilen ist, und dass die Wahlbehörden 

statt der auf die einzelnen Parteien abgegebe-

nen gültigen Stimmen die Zahl der abgegebe-

nen gültigen Ja- und Neinstimmen festzustel-

len haben. 

 
§ 53 

Wirkung 
 

(1) Lautet mehr als die Hälfte der abgege-

benen gültigen Stimmen auf „ja“, so erlangt 

der dem Volksentscheid unterzogene Be-

schluss des Gemeinderates Geltung.  

(2) Das Ergebnis des Volksentscheides ist 

vom Bürgermeister zu verlautbaren. 

(3) Ist eine Verordnung durch Volksent-

scheid angenommen worden, so hat ihre 
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Kundmachung unter Berufung auf den Volks-

entscheid zu erfolgen. 

(4) Lautet die Hälfte oder mehr als die 

Hälfte der abgegebenen Stimmen auf „nein“, 

so wird der dem Volksentscheid unterzogene 

Beschluss des Gemeinderates nicht wirksam.  

 
 

9. Abschnitt 
Gemeindevolksbegehren 

 
§ 54  

Einbringung 
 

(1) In den Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches der Stadt – ausgenommen 

Abgaben, Tarife und Gegenstände, die aus-

schließlich eine individuelle behördliche Ent-

scheidung oder eine sonstige individuelle per-

sonenbezogene Maßnahme erfordern – kön-

nen Gemeindebürger (§ 6) Anträge an die zu-

ständigen Organe der Stadt stellen (Gemein-

devolksbegehren). 

(2) Zur Stellung eines Gemeindevolksbe-

gehrens sind 5 v. H. der zum Gemeinderat 

wahlberechtigten Gemeindebürger berech-

tigt. 

(3) Ein Gemeindevolksbegehren ist beim 

Bürgermeister schriftlich einzubringen; es hat 

zu enthalten: 

a) einen auch den Wortlaut des zu fassen-

den Beschlusses umfassenden Antrag, 

b) das Gemeindeorgan, an das sich der An-

trag richtet, 

c) die Bezeichnung des zur Vertretung der 

Antragsteller Bevollmächtigten (Abs. 

5). 

(4) Dem Gemeindevolksbegehren sind an-

zuschließen: 

a) die Begründung des Antrages ein-

schließlich allfälliger Unterlagen, 

b) die erforderliche Anzahl von Unter-

schriften von Gemeindebürgern (Abs. 

2) unter gleichzeitiger Angabe des Fa-

miliennamens und Vornamens, des Ge-

burtsdatums und der Anschrift der Un-

terzeichner (Antragslisten). 

(5) Als Bevollmächtigter kann jeder Ge-

meindebürger namhaft gemacht werden. Ist 

der Bevollmächtigte verhindert, so gilt der in 

der Antragsliste an erster Stelle Unterzeich-

nete und falls auch dieser verhindert oder mit 

dem Bevollmächtigten identisch ist, der in der 

Antragsliste jeweils an nächster Stelle Unter-

zeichnete als Bevollmächtigter. 

(6) Die nach den Bestimmungen der Kärnt-

ner Gemeinderats- und Bürgermeisterwahl-

ordnung 2002 jeweils im Amt befindliche Ge-

meindewahlbehörde hat zu prüfen, ob die ge-

setzlichen Voraussetzungen für das Gemein-

devolksbegehren vorliegen. Entspricht der An-

trag nicht den gesetzlichen Erfordernissen, so 

hat die Gemeindewahlbehörde dies mit Be-

scheid auszusprechen.  

 
§ 55  

Wirkung 
 

Erfüllt ein Gemeindevolksbegehren die ge-

setzlichen Voraussetzungen, so hat es die Ge-

meindewahlbehörde unter gleichzeitiger Ver-

ständigung des Bevollmächtigten im Weg des 

Bürgermeisters dem bezeichneten Organ als 

Antrag zu übermitteln. Diese Anträge sind 

gleich zu behandeln, wie dies in diesem Gesetz 

für sonstige dem Gemeinderat oder dem 

Stadtsenat zur Beschlussfassung vorliegende 

Anträge vorgesehen ist. Das zuständige Organ 

hat über das Gemeindevolksbegehren inner-

halb von sechs Monaten nach dessen Einlan-

gen zu entscheiden.  Diese Entscheidung ist an 

der Amtstafel während zweier Wochen kund-

zumachen und dem Bevollmächtigen nach-

weislich zuzustellen. 
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10. Abschnitt 
Gemeindevolksbefragung 

 
§ 56  

Anordnung 
 

(1) Zur Erforschung des Willens der Ge-

meindebürger über Gegenstände aus dem ei-

genen Wirkungsbereich der Stadt, die von be-

sonderer Bedeutung sind – ausgenommen Ab-

gaben, Tarife und Gegenstände, die aus-

schließlich eine individuelle behördliche Ent-

scheidung oder eine sonstige individuelle per-

sonenbezogene Maßnahme erfordern – kann 

der Gemeinderat durch Verordnung eine Ge-

meindevolksbefragung anordnen. 

(2) Eine Gemeindevolksbefragung kann 

nach der Bedeutung des Gegenstandes für die 

ganze Stadt oder für Teile der Stadt, mindes-

tens aber für den Bereich eines Wahlsprengels 

(§ 51 der Kärntner Gemeinderats- und Bürger-

meisterwahlordnung 2002) angeordnet wer-

den. 

 
§ 57  

Durchführung 
 

(1) Die Bestimmungen der §§ 2, 6 bis 15, 18 

und 18a des Kärntner Volksbefragungsgeset-

zes, LGB1. Nr. 30/1975, gelten für Gemeinde-

volksbefragungen sinngemäß mit der Maß-

gabe, dass 

a) der Ausdruck „Volksbefragung“ jeweils 

durch den Ausdruck „Gemeindevolks-

befragung“ zu ersetzen ist; 

b) an die Stelle der Landeswahlbehörde 

jeweils die Gemeindewahlbehörde zu 

treten hat und Hinweise auf die Bezirks-

wahlbehörden nicht zum Tragen kom-

men; 

c) anstelle einer Verordnung der Landes-

regierung jeweils eine Verordnung des 

Gemeinderates in Betracht kommt; 

d) als Wahlbehörden die Gemeindewahl-

behörden und Sprengelwahlbehörden 

berufen sind, die nach den Bestimmun-

gen der Kärntner Gemeinderats- und 

Bürgermeisterwahlordnung 2002 je-

weils im Amt sind; 

e) stimmberechtigt die Gemeindebürger 

sind; 

f) anstelle der angeführten Bestimmun-

gen der Landtagswahlordnung die ver-

gleichbaren Bestimmungen der Kärnt-

ner Gemeinderats- und Bürgermeister-

wahlordnung 2002 zu treten haben; 

g) an die Stelle der im Landtag vertrete-

nen Parteien die im Gemeinderat ver-

tretenen Parteien zu treten haben; h) 

an die Stelle des Gemeindegebietes im 

§ 14 Abs. 5 des Kärntner Volksbefra-

gungsgesetzes das Abstimmungsgebiet 

zu treten hat. 

 (2) Die Landesregierung hat unter Berück-

sichtigung der Regelung des Abs. l die Bestim-

mungen für die Durchführung einer Gemein-

devolksbefragung in einer Kundmachung dar-

zustellen. 

 
§ 58  

Ergebnis,  Kundmachung 
 

(1) Die Gemeindewahlbehörde hat das Ge-

samtergebnis der Gemeindevolksbefragung 

festzustellen und in einer Niederschrift zu be-

urkunden. 

(2) Der Bürgermeister hat das Ergebnis der 

Gemeindevolksbefragung unter Angabe der 

Zahl der für jede Entscheidungsmöglichkeit ab-

gegebenen gültigen Stimmen an der Amtstafel 

während zweier Wochen kundzumachen und 

dem zuständigen Organ der Stadt zur Behand-

lung zuzuleiten. 
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11. Abschnitt 
Bürgerversammlung 

 
§ 59 

Allgemeines 
 

(1) Der Bürgermeister kann eine öffentliche 

Bürgerversammlung durchführen, in der über 

Angelegenheiten aus dem eigenen Wirkungs-

bereich der Stadt berichtet wird. Anschließend 

an den Bericht ist den Gemeindebürgern Gele-

genheit zur Stellungnahme zu geben. Die Bür-

gerversammlung kann auch für einzelne Teile 

des Gemeindegebietes oder für einzelne Grup-

pen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, be-

stimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abge-

halten werden. 

(2) Eine Bürgerversammlung ist vom Bür-

germeister durchzuführen, wenn dies der 

Stadtsenat beschließt. 

(3) Eine Bürgerversammlung ist vom Bür-

germeister innerhalb von sechs Wochen nach 

dem Einlangen eines Antrages durchzuführen. 

Der Antrag muss von 5 v. H. der zum Gemein-

derat wahlberechtigten Gemeindebürger un-

terstützt sein. Dem Antrag ist die erforderliche 

Anzahl von eigenhändigen Unterschriften von 

Gemeindebürgern unter gleichzeitiger Angabe 

des Familiennamens und Vornamens, des Ge-

burtsdatums und der Anschrift der Unterzeich-

ner anzuschließen. § 54 Abs. 5 und 6 gelten 

sinngemäß. 

 
§ 60  

Kundmachung 
 

(1) Zeit und Ort der Bürgerversammlung 

sind rechtzeitig ortsüblich kundzumachen. Den 

Vorsitz in der Bürgerversammlung führt der 

Bürgermeister oder ein von ihm bestelltes Mit-

glied des Gemeinderates als sein Vertreter. 

(2) Der Bürgermeister ist verpflichtet, die 

übrigen Mitglieder des Stadtsenates von der 

Abhaltung einer Bürgerversammlung rechtzei-

tig zu verständigen. 

11a. Abschnitt 
Petitionsrecht 

 
§ 60a 

Petitionsrecht 

 
(1) Jede Person hat das Recht, in den Ange-

legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 

der Stadt Eingaben allgemeiner Art an die Or-

gane der Stadt zu richten. 

(2) Eingaben gemäß Abs. 1 müssen ein Be-

gehren oder eine Anregung allgemeiner Art 

zum Gegenstand haben. Sie können schriftlich, 

insbesondere elektronisch, oder mündlich ein-

gebracht werden. Hiebei sind Name und Ad-

resse anzugeben. Petitionen, die bei einem un-

zuständigen Organ eingebracht worden sind, 

sind unverzüglich an das zuständige Organ 

weiterzuleiten. Wurde eine Petition mündlich 

bei einem unzuständigen Organ vorgebracht, 

ist der Einbringende an das zuständige Organ 

zu verweisen. Anonyme Eingaben und solche, 

die ein Begehren oder eine Anregung nicht er-

kennen lassen, müssen nicht behandelt wer-

den. 

(3) Eingaben gemäß Abs. 1, die von mindes-

tens fünf Prozent der zum Zeitpunkt des Ein-

langens zum Gemeinderat wahlberechtigten 

Gemeindebürger unterfertigt sind, sind umge-

hend in Behandlung zu nehmen und spätes-

tens innerhalb von sechs Monaten ab ihrem 

Einlangen schriftlich zu beantworten. In derar-

tigen Eingaben ist eine Person als Einbringer zu 

benennen und eine Zustelladresse anzugeben. 

(4) Der Bürgermeister hat dem Gemeinde-

rat jährlich bis spätestens 30. Juni einen 

schriftlichen Bericht über die Art der Behand-

lung und die Beantwortung von Eingaben ge-

mäß Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr 

zu erstatten. 
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12. Abschnitt 
Aufgaben und Geschäftsführung 

des Stadtsenates 
 

§ 61  
Aufgaben 

 

(1) Dem Stadtsenat obliegen alle nichtbe-

hördlichen Aufgaben der Stadt, die durch Ge-

setz nicht einem anderen Organ übertragen 

sind. 

(2) Der Stadtsenat hat alle Anträge, über 

die der Gemeinderat zu beschließen hat, vor-

zuberaten. Dies gilt nicht für Anträge des Kon-

trollausschusses. 

(3) Selbständige Anträge des Stadtsenates 

an den Gemeinderat sind diesem von dem 

nach der Geschäftsverteilung in Betracht kom-

menden Mitglied des Stadtsenates vorzutra-

gen. 

(4) Der Stadtsenat kann verlangen, dass be-

stimmte Gruppen von Verhandlungsgegen-

ständen seines Aufgabenbereiches oder ein-

zelne solcher Verhandlungsgegenstände ei-

nem Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen 

werden. 

 
§ 62  

Geschäftsverteilung 
 

(1) Der Stadtsenat hat mit Verordnung (Ge-

schäftsverteilung) die Angelegenheiten des ei-

genen Wirkungsbereiches nach ihrem sachli-

chen Zusammenhang auf den Bürgermeister, 

die Vizebürgermeister und die Stadträte aufzu-

teilen (Referenten). 

(2) Die Mitglieder des Stadtsenates haben 

in den Angelegenheiten, die ihnen durch die 

Geschäftsverteilung zugeteilt sind, im Stadt-

senat zu berichten und die Anträge zu stellen. 

 
 
 
 

§ 63  
Übergang der Zuständigkeit 

auf den Gemeinderat 
 

(1) Mindestens zwei Mitglieder des Stadt-

senates haben das Recht, in den Angelegen-

heiten des § 61 Abs. l die Entscheidung des Ge-

meinderates zu verlangen. Wird ein solches 

Begehren bis zum Schluss der Sitzung gestellt, 

so bewirkt es den Übergang der Zuständigkeit 

auf den Gemeinderat und hemmt die Durch-

führung eines allenfalls bereits gefassten Be-

schlusses. 

(2) Die Anträge an den Gemeinderat hat in 

einem solchen Fall das nach der Geschäftsver-

teilung in Betracht kommende Mitglied des 

Stadtsenates vorzutragen. 

 
§ 64  

Sitzungen des Stadtsenates 
 

(1) Der Bürgermeister hat die Sitzungen des 

Stadtsenates nach Bedarf, nach Tunlichkeit in 

regelmäßigen Abständen, einzuberufen. Der 

Bürgermeister hat ohne Verzug eine Sitzung 

einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglie-

der des Stadtsenates dies unter Vorschlag der 

Tagesordnung verlangen. 

(2) In den Sitzungen des Stadtsenates hat 

der Bürgermeister den Vorsitz zu führen. Ge-

hört der Bürgermeister dem Stadtsenat als 

stimmberechtigtes Mitglied an, so ist der 

Stadtsenat beschlussfähig, wenn der Bürger-

meister und mehr als die Hälfte der sonstigen 

Mitglieder des Stadtsenates anwesend sind; 

gehört der Bürgermeister dem Stadtsenat 

nicht als stimmberechtigtes Mitglied an (Abs. 

3), so ist der Stadtsenat beschlussfähig, wenn 

der Bürgermeister als Vorsitzender und min-

destens fünf Mitglieder des Stadtsenates an-

wesend sind. § 35 Abs. 4 gilt sinngemäß.  

(3) Ist der Bürgermeister in die Gesamtzahl 

der Mitglieder des Stadtsenates nicht einzu-

rechnen (§ 25 Abs. l und 2), so hat er kein 

Stimmrecht. In diesem Fall gut bei Stimmen-

gleichheit ein Antrag als abgelehnt. 
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(4) Die Bestimmungen der §§ 27 Abs. 2, 28 

Abs. l erster Satz und Abs. 1a, 35 Abs. 2 mit 

Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3 bis 5, 38 

Abs. 1 bis 3, 39, 43 und 44 Abs. l bis 5 gelten 

sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Tages-

ordnung nach Tunlichkeit mindestens zwei 

Tage vor der Sitzung zuzustellen ist, dass bei 

Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzen-

den den Ausschlag gibt und dass die Nieder-

schrift vom Bürgermeister, einem weiteren 

Mitglied des Stadtsenates und vom Schriftfüh-

rer zu unterfertigen ist. 

(5) Die Sitzungen des Stadtsenates sind 

nicht öffentlich. Der Magistratsdirektor hat an 

den Sitzungen des Stadtsenates beratend teil-

zunehmen. Er hat insbesondere auf allfällige 

Gesetzwidrigkeiten von Anträgen aufmerksam 

zu machen. Der Vorsitzende kann auch sons-

tige Bedienstete der Stadt oder andere fach-

kundige Personen zur Erteilung von Auskünf-

ten beiziehen; er hat dies zu tun, wenn der 

Stadtsenat es beschließt. 

(6) Die Beschlussfassung des Stadtsenates 

kann in dringenden Fällen ausnahmsweise im 

Umlaufweg erfolgen: Umlaufbeschlüsse sind 

gültig, wenn sie allen Mitgliedern des Stadtse-

nates zur Kenntnis gebracht und mit der 

Stimme des Bürgermeisters und mindestens 

vier weiteren Stimmen – hat der Bürgermeis-

ter kein Stimmrecht (Abs. 3), mit mindestens 

fünf Stimmen – angenommen worden sind. 

Das zuständige Mitglied des Stadtsenates ist 

verpflichtet, über diese Beschlüsse in der 

nächsten Sitzung des Stadtsenates zu berich-

ten. 

 
§ 65  

Vertretung für die Sitzungen 
des Stadtsenates 

 

(1) Ist der Bürgermeister verhindert, an ei-

ner Sitzung des Stadtsenates teilzunehmen, so 

hat er ein seiner Gemeinderatspartei angehö-

rendes Mitglied des Gemeinderates mit öster-

reichischer Staatsbürgerschaft als sein Ersatz-

mitglied zu bestimmen; gehört der Gemeinde-

ratspartei kein weiteres Mitglied an oder hat 

das Amt des Bürgermeisters vorzeitig geendet, 

so tritt in diesen Fällen das nächste nach der 

Kärntner Gemeinderats- und Bürgermeister-

wahlordnung 2002 in Betracht kommende Er-

satzmitglied mit österreichischer Staatsbür-

gerschaft an seine Stelle. Dies gilt nicht, wenn 

der Bürgermeister in die Zahl der Mitglieder 

des Stadtsenates nicht einzurechnen ist (§ 25 

Abs. l und 2). 

(2) Ist ein sonstiges Mitglied des Stadtsena-

tes verhindert, an einer Sitzung des Stadtsena-

tes teilzunehmen oder hat das Amt eines sons-

tigen Mitgliedes des Stadtsenates vorzeitig ge-

endet, so hat der Bürgermeister das Ersatzmit-

glied einzuberufen. Ein Verhinderungsfall liegt 

jedenfalls in den im § 39 Abs. l angeführten Fäl-

len vor. 

(3) Auf das Ersatzmitglied gehen für die 

Dauer der Vertretung alle Rechte und Pflichten 

des Vertretenen als Mitglied des Stadtsenates 

(§ 28 Abs. l erster Satz) über. 

 
§ 66  

Enden des Amtes eines Mitgliedes  
des Stadtsenates 

 

(1) Während der Amtsperiode des Gemein-

derates endet das Amt eines Mitgliedes des 

Stadtsenates 

a) durch Verzicht; § 31 Abs. 3 gilt; 

b) im Fall einer rechtskräftigen strafge-

richtlichen Verurteilung, wenn die den 

Gegenstand des Verfahrens bildende 

strafbare Handlung mit einer Mindest-

freiheitsstrafe von mindestens einem 

Jahr bedroht war, mit der Rechtskraft 

der Verurteilung; 

c) im Fall des Amtsverlustes nach § 68a o-

der des § 74 Abs. 4; 

d) mit dem Enden des Mandates als Mit-

glied des Gemeinderates (§ 31); 
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e) durch eine Abberufung nach § 68, so-

weit es sich nicht um den Bürgermeis-

ter handelt; 

f) durch die Absetzung als Bürgermeister 

nach § 67. 

(2) In den Fällen des Abs. l lit. a, b, c, e und 

f wird die Mitgliedschaft im Gemeinderat nicht 

berührt. 

(3) Abs. l lit a bis d und f gelten auch für ei-

nen Bürgermeister, der in die Gesamtzahl der 

Mitglieder des Stadtsenates nicht einzurech-

nen ist (§ 25 Abs. l und 2). 

 
§ 67  

Absetzung des Bürgermeisters 
 

(1) Vor Ablauf der Funktionsperiode kann 

der Bürgermeister durch Volksentscheid abge-

setzt werden. § 50 Abs. l, 2 und 4 und §§ 51 

und 52 gelten sinngemäß. Für einen Beschluss 

des Gemeinderates auf Erlassung einer Ver-

ordnung auf Durchführung eines Volksent-

scheides zur Frage, ob der Bürgermeister ab-

gesetzt werden soll, ist die Anwesenheit von 

mindestens drei Vierteln der Mitglieder des 

Gemeinderates und eine Mehrheit von min-

destens zwei Dritteln der Stimmen erforder-

lich. 

(2) Wurde mehr als die Hälfte der abgege-

benen gültigen Stimmen des Volksentscheides 

für die Absetzung des Bürgermeisters abgege-

ben, so endet das Amt des Bürgermeisters; die 

Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird hier-

durch nicht berührt. Wird der Bürgermeister 

nicht abgesetzt, hat er sein Amt für die lau-

fende Funktionsperiode weiterzuführen. 

(3) Das Ergebnis des Volksentscheides ist 

vom Bürgermeister – im Fall des Endens seines 

Amtes von dem ihn Vertretenden (§ 75) – 

kundzumachen. 

 
 
 
 

§ 68  
Abberufung von Mitgliedern 

des Stadtsenates 
 

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Stadt-

senates  kann aus seiner Funktion abberufen 

werden (Abwahl) 

a) von mehr als der Hälfte der Mitglieder 

jener Gemeinderatspartei, auf deren 

Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Er-

satzmitglied) gewählt worden ist; 

b) vom Gemeinderat, sofern das Mitglied 

(Ersatzmitglied) gemäß § 25 Abs. 7 ge-

wählt worden ist. 

(2) Ein Antrag auf Abwahl nach Abs. l lit. a 

muss von mehr als der Hälfte der Mitglieder je-

ner Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag 

(§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) des 

Stadtsenates gewählt worden ist, in einer Sit-

zung des Gemeinderates eingebracht werden. 

(3) Bei Vorliegen eines ordnungsgemäßen 

Antrages auf Abwahl hat der Vorsitzende 

nachträglich einen entsprechenden Tagesord-

nungspunkt in die Tagesordnung aufzuneh-

men und diesen nach den in dieser öffentli-

chen Sitzung sonst zu behandelnden Tagesord-

nungspunkten zu reihen. § 35 Abs. 5 ist in die-

sem Fall nicht anzuwenden. 

(4) Über einen ordnungsgemäßen Antrag 

auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit Stimmzet-

teln zu entscheiden, wobei die Stimmabgabe 

in einer Wahlzelle zu erfolgen hat. Stimmbe-

rechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mit-

glieder jener Gemeinderatspartei, auf deren 

Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmit-

glied) gewählt worden ist. Der Vorsitzende hat 

den Betroffenen für abgewählt zu erklären, 

wenn 

a) im Fall des Abs. l lit. a die Anzahl der auf 

Abberufung lautenden abgegebenen 

Stimmen (§23 Abs. 5) mehr als der 

Hälfte der Mitglieder jener Gemeinde-

ratspartei, auf deren Vorschlag (§25 

Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) ge-

wählt worden ist, entspricht; 
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b) im Fall des Abs. l lit. b mehr als die 

Hälfte der abgegebenen Stimmen (§23 

Abs. 5) auf Abberufung lautet. 

 

(5) Ist der Betroffene in der Sitzung des Ge-

meinderates nicht anwesend, hat ihn der Bür-

germeister von der im Gemeinderat erfolgten 

Abwahl schriftlich in Kenntnis zu setzen. 

(6) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat 

wird durch eine Abberufung (Abwahl) nicht be-

rührt. 

 
§ 68a  

Amtsverlust wegen wiederholter 
Gesetzesverletzungen 

 

Wegen wiederholter Gesetzesverletzungen 

in den Angelegenheiten des eigenen Wir-

kungsbereiches der Gemeinde aus dem Be-

reich der Landesvollziehung können der Bür-

germeister und die sonstigen Mitglieder des 

Stadtsenates von der Landesregierung ihres 

Amtes für verlustig erklärt werden, wenn 

a) die Gesetzesverletzungen wissentlich  

begangen worden sind und die Landes-

regierung dies festgestellt hat und 

b) die Landesregierung die Feststellungen 

nach lit. a dem Bürgermeister oder dem 

sonstigen Mitglied des Stadtsenates 

nachweislich zur Kenntnis gebracht hat, 

und 

c) der Amtsverlust für den Fall weiterer, 

wissentlich begangener Gesetzesverlet-

zungen mit Bescheid angedroht wor-

den ist. Die Mitgliedschaft zum Ge-

meinderat wird durch die Erklärung des 

Amtsverlustes nicht berührt (§ 66 Abs. 

l). 

Während der Amtsperiode des Gemeinde-

rates, in der die Erklärung des Amtsverlustes 

erfolgte, ist eine neuerliche Wahl zu Mitglie-

dern des Stadtsenates durch den Gemeinderat 

ausgeschlossen. 

§ 68b  
Verfahren in 

Unvereinbarkeitsangelegenheiten 
 

(1) Soll ein Mitglied des Stadtsenates eine 

leitende Stelle im Sinne des § 4 Unv-Transpa-

renz-G, bekleiden, hat der Stadtsenat inner-

halb eines Monats nach seiner Erklärung, dass 

eine solche Betätigung im Interesse der Stadt 

liegt, beim Gemeinderat die Erteilung der Zu-

stimmung zu beantragen. 

(2) Der Gemeinderat hat innerhalb von drei 

Monaten nach dem Einlangen des Antrages 

des Stadtsenates in öffentlicher Sitzung Be-

schluss zu fassen. 

 
 

13. Abschnitt  
Aufgaben des Bürgermeisters 

 
§ 69  

Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich 
 

(1) Der Bürgermeister vertritt die Stadt. Un-

beschadet des § 101 Abs. 2 obliegt dem Bür-

germeister insbesondere die Wahrnehmung 

der Parteienrechte der Stadt in Verwaltungs-

verfahren, ausgenommen die Erhebung von 

Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen an Ge-

richte, sowie die Abgabe von Äußerungen der 

Stadt aufgrund gesetzlich begründeter Anhö-

rungs- und Begutachtungsrechte. 

(2) Dem Bürgermeister obliegen alle be-

hördlichen Aufgaben des eigenen Wirkungsbe-

reiches, die durch Gesetz nicht einem anderen 

Organ übertragen sind. In den Angelegenhei-

ten der Verwaltung der Stadt als Wirtschafts-

körper obliegt dem Bürgermeister die lau-

fende Verwaltung. Laufende Verwaltung ist 

die Besorgung der regelmäßig vorkommenden 

Verwaltungsaufgaben der Gemeinde ohne 

weittragende finanzielle, wirtschaftliche, poli-

tische oder ähnliche Bedeutung. Ferner obliegt 

dem Bürgermeister 
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1. die Einbringung von und der Einspruch 

gegen Mahnklagen für Beträge bis ein-

schließlich 5.000 Euro und 

2. die Beauftragung der Rechtsvertretung 

für 

a) die Einbringung von Mahnklagen ge-

mäß Z 1, 

b) Verfahren, in denen die Stadt be-

klagte Partei ist, und 

c) Revisionen gemäß Art. 133 Abs. 1 B-

VG, sofern der Bürgermeister be-

langte Behörde gemäß Art. 133 Abs. 

6 Z 2 B-VG ist. 

Über die Beauftragung der Rechtsvertretung 

hat der Bürgermeister dem Gemeinderat zu 

berichten. 

(3) Der Bürgermeister kann einzelne Grup-

pen von Aufgaben – unbeschadet seiner Ver-

antwortlichkeit – den nach der Geschäftsver-

teilung in Betracht kommenden Mitgliedern 

des Stadtsenates zur Erledigung in seinem Na-

men übertragen, wenn es der Umfang der Auf-

gaben erfordert. In diesen Angelegenheiten 

sind die Mitglieder des Stadtsenates an die 

Weisungen des Bürgermeisters gebunden. Die 

Bestimmungen des Abs. 5 gelten sinngemäß. 

(4) Der Bürgermeister hat das Recht, zu ver-

langen, dass er bei seinen Verfügungen und 

Entscheidungen vom Stadtsenat oder einem 

Ausschuss beraten wird. Dasselbe gilt sinnge-

mäß im Fall einer Übertragung nach Abs. 3. 

(5) Der Bürgermeister ist für seine Ge-

schäftsführung in den Angelegenheiten des ei-

genen Wirkungsbereiches dem Gemeinderat 

verantwortlich. 

 
§ 70 

Durchführung der Beschlüsse des 
Gemeinderates und des Stadtsenates 

 

Der Bürgermeister hat für die unverzügli-

che Durchführung der Beschlüsse des Gemein-

derates und des Stadtsenates zu sorgen. 

§ 71  
Hemmung der Durchführung  

von Beschlüssen 
 

(1) Hat der Bürgermeister Bedenken gegen 

die Durchführung eines Beschlusses des Ge-

meinderates oder des Stadtsenates, weil er 

der Ansicht ist, dass der Beschluss dem Gesetz 

widerspricht oder dass er sich zum Nachteil für 

die Stadt auswirken würde, so hat er die 

Durchführung des Beschlusses vorläufig aufzu-

schieben. 

(2) Der Bürgermeister hat die Gründe für 

seine Bedenken in der nächsten Sitzung des 

Organes, das den Beschluss gefasst hat, vorzu-

tragen. 

(3) Handelt es sich um einen Beschluss des 

Gemeinderates oder um einen Beschluss des 

Stadtsenates in den ihm ausdrücklich durch 

Gesetz übertragenen Angelegenheiten, so ist 

der Beschluss entsprechend abzuändern, 

wenn das Organ, das ihn gefasst hat, der Mei-

nung des Bürgermeisters beipflichtet. Wird auf 

dem Beschluss beharrt, so darf seine Durch-

führung nicht länger aufgeschoben werden. 

(4) Handelt es sich um einen Beschluss des 

Stadtsenates in den im § 62 Abs. l genannten 

Angelegenheiten und ändert der Stadtsenat 

Seinen Beschluss nicht entsprechend der An-

sicht des Bürgermeisters ab, so geht die Ent-

scheidung auf den Gemeinderat über. § 63 

Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

 
§ 72  

Schriftform, Fertigung von Urkunden 
 

(1) Erklärungen, durch die sich die Stadt pri-

vatrechtlich verpflichtet, bedürfen – ausge-

nommen die Geschäfte der laufenden Verwal-

tung – zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-

form und der Fertigung durch den Bürgermeis-

ter oder den hiezu Berechtigten (§§ 69 Abs. 3 

und 81 Abs. l). 

(2) Schriftliche Ausfertigungen von Verträ-

gen, denen ein Beschluss des Gemeinderates 
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oder des Stadtsenates zu Grunde liegt, sind zu 

ihrer Rechtswirksamkeit vom Bürgermeister 

und von einem weiteren Mitglied des Stadtse-

nates zu fertigen und mit dem Stadtsiegel zu 

versehen. Der Beschluss ist in der Ausfertigung 

anzuführen; sie ist vom Magistratsdirektor 

mitzufertigen. 

 
§ 73  

Dringende Verfügungen 
 

(1) Sind Verfügungen, die der Beschlussfas-

sung des Stadtsenates oder des Gemeindera-

tes bedürfen, dringend notwendig und kann 

ein Beschluss des zuständigen Kollegialorga-

nes ohne Gefahr eines Nachteiles für die Stadt 

nicht mehr herbeigeführt werden, so hat der 

Bürgermeister die notwendigen Verfügungen 

unter eigener Verantwortung zu treffen. Der 

Bürgermeister hat dem zuständigen Kollegial-

organ ohne Verzug zu berichten. 

(2) Dringende Verfügungen dürfen hinsicht-

lich des Stellenplanes und des Flächenwid-

mungsplanes nicht erlassen werden. 

(3) Als dringende Verfügungen erlassene 

Verordnungen (§§ 13 und 15 Abs. l) treten au-

ßer Kraft, wenn sie der Gemeinderat in der ih-

rer Erlassung folgenden Sitzung nicht geneh-

migt. 

(4) Tritt eine als dringende Verfügung erlas-

sene Verordnung nach Abs. 3 außer Kraft, darf 

der Bürgermeister während eines Jahres ab 

dem Außerkrafttreten dieser Verordnung in 

dieser Angelegenheit keine gleichartige drin-

gende Verfügung erlassen. 

 
§ 74 

Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich, 
Amtsverlust 

 

(1) Die Aufgaben des übertragenen Wir-

kungsbereiches obliegen dem Bürgermeister. 

Er ist hierbei in den Angelegenheiten der Lan-

desvollziehung an die Weisungen der zuständi-

gen Organe des Landes gebunden. 

(2) Der Bürgermeister kann einzelne Grup-

pen von Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches – unbeschadet seiner Ver-

antwortlichkeit – wegen ihres sachlichen Zu-

sammenhanges mit den Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches Mitgliedern des 

Stadtsenates zur Erledigung in seinem Namen 

übertragen. In diesen Angelegenheiten sind 

die Mitglieder des Stadtsenates an die Weisun-

gen des Bürgermeisters gebunden. 

(3) Die Bestimmungen des § 69 Abs. 4 gel-

ten sinngemäß. 

(4) Wegen Gesetzesverletzung sowie we-

gen Nichtbefolgung einer Verordnung oder 

Weisung können der Bürgermeister und die 

Mitglieder des Stadtsenates, denen Angele-

genheiten des übertragenen Wirkungsberei-

ches auf dem Gebiet der Landesvollziehung 

übertragen worden sind, wenn sie auf dem Ge-

biet der Landes Vollziehung tätig waren, von 

der Landesregierung ihres Amtes für verlustig 

erklärt werden, soweit ihnen Vorsatz oder 

grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Während der 

Amtsperiode des Gemeinderates, in der die Er-

klärung des Amtsverlustes erfolgte, ist ihre 

neuerliche Wahl zu Mitgliedern des Stadtsena-

tes ausgeschlossen. Die Mitgliedschaft zum 

Gemeinderat wird hierdurch nicht berührt (§ 

66 Abs.l). 

 
§ 75  

Vertretung des Bürgermeisters 
 

(1) Die Vizebürgermeister haben den Bür-

germeister im Fall seiner Verhinderung oder 

seines vorzeitigen Ausscheidens in der Reihen-

folge ihrer Wahl (§ 25 Abs. 5) zu vertreten. Ein 

Verhinderungsfall liegt außer in den im § 32 

Abs. l und im § 39 Abs. l angeführten Fällen je-

denfalls dann vor, wenn der Bürgermeister 

länger als zwei Wochen wegen Krankheit, Ur-

laubs oder aus sonstigen Gründen seine Ge-

schäfte nicht vom Magistrat aus führt. 

(2) Sollten der Bürgermeister und beide Vi-

zebürgermeister gleichzeitig verhindert sein, 

so ist der Gemeinderat unverzüglich durch das 
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an Jahren älteste Mitglied einzuberufen. Der 

Gemeinderat hat unter dessen Vorsitz für die 

Dauer dieser Verhinderung aus seiner Mitte ei-

nen Vertreter des Bürgermeisters zu wählen. 

Als Vertreter des Bürgermeisters sind nur Mit-

glieder des Gemeinderates mit österreichi-

scher Staatsbürgerschaft wählbar. Für diese 

Wahl gilt § 23 Abs. 2 bis 5 sinngemäß. 

(3) Die Vorschriften für den Bürgermeister 

gelten für die Dauer der Vertretung auch für 

seinen Vertreter. 

 
 

14. Abschnitt 
Aufgaben und Geschäftsführung 

der Ausschüsse 
 

§ 76  
Aufgaben 

 

(1) Die Ausschüsse haben den Obmann und 

seinen Stellvertreter aus ihrer Mitte zu wäh-

len, dabei ist das Stärke Verhältnis (§80 Abs. 3 

der Kärntner Gemeinderats- und Bürgermeis-

terwahlordnung 2002) der Parteien im Hin-

blick auf die Gesamtzahl der Obmänner zu be-

rücksichtigen. Der Obmann des Kontrollaus-

schusses darf nicht derselben Gemeinderats-

partei angehören wie der Bürgermeister. 

(2) Die Ausschüsse haben alle Anträge, die 

ihnen zugewiesen wurden, vorzuberaten. 

(3) Dem Kontrollausschuss kommen neben 

dem Recht auf Auftragserteilung gemäß § 90 

Abs. 2 insbesondere auch die Behandlung 

sämtlicher Berichte des Stadtrechnungshofes 

(§ 90 Abs. 3 und 3a) sowie die Vorberatung des 

Rechnungsabschlusses einschließlich der Jah-

resrechnung (§ 87 Abs. 4) zu. Der Gemeinderat 

ist mit den dem Kontrollausschuss zugeleite-

ten Berichten des Stadtrechnungshofes – aus-

genommen die vertraulichen Zusatzberichte –

zu befassen. 

(4) Die Ausschüsse sind in den Angelegen-

heiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rah-

men ihrer Zuständigkeit zur Stellung von selb-

ständigen Anträgen an den Gemeinderat be-

rechtigt. Werden selbständige Anträge bis zum 

Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates 

keiner abschließenden Erledigung zugeführt, 

so verlieren sie mit Ablauf der Amtsperiode 

des Gemeinderates ihre Eigenschaft als Ver-

handlungsgegenstand. 

(5) Beschlüsse der Ausschüsse, die Anträge 

an den Gemeinderat enthalten, sind dem Ge-

meinderat im Weg des Stadtsenates zu über-

mitteln. Schließt sich der Stadtsenat dem An-

trag des Ausschusses nicht an, so sind dem Ge-

meinderat die Gründe der Ansicht des Stadtse-

nates und die Gründe der Ansicht des Aus-

schusses mit den Anträgen des Stadtsenates 

vom Berichterstatter im Stadtsenat vorzutra-

gen. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 

nicht für Beschlüsse des Kontrollausschusses. 

 
§ 77 

Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom 

Obmann im Einvernehmen mit dem Referen-

ten nach Bedarf einzuberufen. Der Obmann ist 

verpflichtet, ohne Verzug eine Sitzung einzu-

berufen, wenn dies von einem Drittel der Aus-

schussmitglieder mit Vorschlag der Tagesord-

nung verlangt wird. 

(2) Der Obmann-Stellvertreter hat den Ob-

mann im Fall seiner vorübergehenden Verhin-

derung zu vertreten. 

(3) Jedes Ausschussmitglied hat das Recht, 

sich im Fall seiner Verhinderung durch ein sei-

ner Gemeinderatspartei angehörendes Mit-

glied des Gemeinderates oder durch ein auf 

der Liste der Ersatzmitglieder nach der Kärnt-

ner Gemeinderats- und Bürgermeisterwahl-

ordnung 2002 gereihtes Ersatzmitglied vertre-

ten zu lassen, wobei nur so viele Ersatzmitglie-

der in Betracht kommen, als die 



 
Klagenfurter Stadtrecht 1998 

 
 
 

31 

Gemeinderatspartei Mitglieder im Gemein-

derat hat. Durch eine Vertretung durch ein Er-

satzmitglied darf die zulässige Höchstzahl der 

Mitglieder des Gemeinderates nicht verändert 

werden. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 27 Abs. 2, 28 

Abs. 1, 35 Abs. 2 mit Ausnahme des letzten Sat-

zes, Abs. 3 bis 5 und Abs. 6 letzter Satz, 37 Abs. 

l und 3, 38 Abs. 1 und 3, 39, 43 und 44 Abs. l 

bis 5 gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass 

die Tagesordnung nach Tunlichkeit vier Tage 

vor der Sitzung zuzustellen ist, dass der Ob-

mann den Vorsitz führt und dass die Nieder-

schrift vom Obmann, einem weiteren Mitglied 

des Ausschusses und dem Schriftführer zu un-

terfertigen ist. 

(5) Der Magistratsdirektor hat das Recht, an 

den Sitzungen der Ausschüsse beratend teilzu-

nehmen. Dieses Recht steht bei den Sitzungen 

des Kontrollausschusses auch dem Direktor 

des Stadtrechnungshofes zu. 

(6) Die Sitzungen des Ausschusses sind 

nicht öffentlich. Mitteilungen an die Öffent-

lichkeit über den Verlauf der Sitzungen sind 

untersagt. Die Mitglieder des Stadtsenates ha-

ben das Recht, an den Sitzungen der Aus-

schüsse – ausgenommen die Sitzungen des 

Kontrollausschusses – mit beratender Stimme 

teilzunehmen. Zu den Verhandlungsgegen-

ständen hat – ausgenommen in den Sitzungen 

des Kontrollausschusses – der Referent zu be-

richten. Die Ausschüsse können beschließen, 

Mitglieder des Stadtsenates zu den Sitzungen 

als Auskunftspersonen beizuziehen. Dieser 

Einladung zur Teilnahme als Auskunftsperson 

ist Folge zu leisten. 

(7) Der Kontrollausschuss hat zu jedem Ver-

handlungsgegenstand einen Berichterstatter 

zu wählen, der zu den Verhandlungsgegen-

ständen zu berichten hat. Ist ein Verhand-

lungsgegenstand an den Gemeinderat weiter-

zuleiten, so hat der Berichterstatter das Ergeb-

nis der Beratungen in einem Bericht zusam-

menzufassen und die Beschlüsse des Kontroll-

ausschusses im Gemeinderat zu vertreten. 

(8) Ist eine Angelegenheit so dringend, dass 

die nächste Sitzung des Ausschusses ohne Ge-

fahr eines Nachteiles für die Stadt nicht abge-

wartet werden kann, so kann die Beschlussfas-

sung ausnahmsweise schriftlich im Umlaufweg 

erfolgen. In diesem Fall ist derselbe Beschluss-

antrag allen Mitgliedern des Ausschusses zuzu-

leiten. Die Zustimmung wird durch Unterferti-

gung des Beschlussantrages unter Beifügung 

des Datums erteilt. Beschlüsse im Umlaufweg 

können nur einstimmig gefasst werden; sie 

sind in der Niederschrift der darauffolgenden 

Sitzung des Ausschusses zu protokollieren. 

 
 

15. Abschnitt  
Besorgung der Geschäfte der Stadt 

 
§ 78 

Der Magistrat 
 

(1) Die Geschäfte der Stadt sind durch den 

Magistrat zu besorgen. 

(2) Der Magistrat gliedert sich in Abteilun-

gen und in den Stadtrechnungshof. Eine wei-

tere Unterteilung ist zulässig. 

(3) Im Magistrat ist ein Archiv zur sicheren 

Aufbewahrung von Akten, Urkunden und Ver-

handlungsschriften zu führen. Sofern Daten 

bei der Stadt elektronisch vorhanden sind, darf 

dieses Archiv elektronisch geführt werden. 

 
§ 79  

Leitung des Magistrates 
 

(1) Der Bürgermeister ist der Vorstand des 

Magistrates. Ihm unterstehen die Bedienste-

ten der Stadt. 

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des 

Bürgermeisters obliegt die Leitung des inneren 

Dienstes des Magistrates dem Magistratsdi-

rektor. Er ist Vorgesetzter der Bediensteten 

der Stadt. 
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(3) Der Magistratsdirektor muss ein rechts-

kundiger Bediensteter des Magistrates sein. 

Dem Magistratsdirektor obliegt es, insbeson-

dere für einen zweckentsprechenden und ge-

regelten Geschäftsgang und für die Gesetzmä-

ßigkeit, Einfachheit und Sparsamkeit im Ge-

schäftsgang zu sorgen. Zum zweckentspre-

chenden Geschäftsgang gehören insbeson-

dere ein reibungsloser Ablauf der Geschäfte 

und die Sorge für die zweckentsprechende und 

angemessene Beschäftigung der Bedienste-

ten. Der Magistratsdirektor hat ein den Anfor-

derungen der Stadt angemessenes internes 

Kontrollsystem einzurichten und zu führen. 

(4) Der Magistratsdirektor ist vom Gemein-

derat zu bestellen. 

(5) Der Bürgermeister hat für den Fall der 

Verhinderung des Magistratsdirektors aus 

dem Kreis der rechtskundigen Bediensteten 

des Magistrates einen Stellvertreter zu bestim-

men. 

 
§ 80  

Geschäftseinteilung des Magistrates 
 

(1) Der Bürgermeister hat die Gliederung 

und die Geschäftseinteilung des Magistrates 

festzusetzen. Hierbei sind die Geschäfte des ei-

genen und des übertragenen Wirkungsberei-

ches der Stadt nach ihrem Gegenstand und 

nach ihrem sachlichen Zusammenhang auf die 

Verwaltungsstellen aufzuteilen. 

(2) Die Geschäftseinteilung des Magistrates 

bedarf der Zustimmung des Stadtsenates, so-

weit hierbei die Geschäfte des eigenen Wir-

kungsbereiches in Betracht kommen. 

 
§ 81  

Geschäftsordnung des Magistrates 
 

(1) Der Bürgermeister hat durch die Ge-

schäftsordnung des Magistrates zu bestim-

men, inwieweit er und die Mitglieder des 

Stadtsenates – unbeschadet ihrer Verantwort-

lichkeit – sich bei den zu treffenden Entschei-

dungen, Verfügungen oder sonstigen Amts-

handlungen durch den Magistratsdirektor, die 

Abteilungsvorstände und bei Gruppen von in 

gleicher Art ständig wiederkehrenden Ge-

schäften durch andere Bedienstete vertreten 

lassen können. 

(2) Soweit Bedienstete Aufgaben der Stadt 

als Wirtschaftskörper durchzuführen haben, 

sind sie im Rahmen ihres Wirkungskreises und 

ihrer Befugnisse bevollmächtigt, für die Stadt 

rechtsverbindlich zu handeln. Gesetzliche 

Bestimmungen über Sondervollmachten blei-

ben unberührt. 

(3) Die Geschäftsordnung des Magistrates 

bedarf der Zustimmung des Stadtsenates, so-

weit hierbei die Geschäfte im eigenen Wir-

kungsbereich in Betracht kommen. 

 
§ 81a  

Verwaltungsgemeinschaften, 
öffentlich rechtliche Vereinbarungen 

 

Für die Bildung von Verwaltungsgemein-

schaften und den Abschluss öffentlich-rechtli-

cher Vereinbarungen gelten § 81 und § 82 K-

AGO. 

§ 82 
Amtstafel  

 

(1) Im Magistrat ist an einer für jede Person 

zugänglichen Stelle eine Amtstafel anzubrin-

gen. 

(2) Die Amtstafel ist für gesetzlich vorge-

schriebene Kundmachungen, soweit es sich 

nicht um Verordnungen der Stadt im Sinne des 

§ 16 Abs. 1 handelt, bestimmt. Sie hat ferner 

der Veröffentlichung von Dienstordnungen 

und Kollektivverträgen, von Tarifen und sons-

tigen Vertragsbedingungen der Unternehmen 

der Stadt zu dienen. 

(3) Kundmachungen im Sinne des Abs. 2, 

deren Umfang oder Art den Anschlag an der 

Amtstafel nicht zulassen, sind im Magistrat 
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durch Auflage zur öffentlichen Einsicht wäh-

rend der für den Parteienverkehr bestimmten 

Amtsstunden kundzumachen. Die Auflage zur 

öffentlichen Einsicht ist durch Anschlag an der 

Amtstafel kundzumachen. Der Tag des An-

schlages der Kundmachung an der Amtstafel 

und der Tag der Abnahme der Kundmachung 

sind auf ihr zu vermerken. 

(4) Erfordern die an der Amtstafel ange-

schlagenen Kundmachungen, dass sie rasch ei-

nem möglichst großen Personenkreis zur 

Kenntnis gelangen, und enthalten die entspre-

chenden gesetzlichen Grundlagen keine Son-

dervorschriften, kann der Bürgermeister mit 

Verordnung anordnen, dass diese Kundma-

chungen durch die Hauseigentümer an einer 

allen Hausbewohnern zugänglichen, gut sicht-

baren Stelle anzuschlagen sind. Die Nichtbefol-

gung der Verordnung kann zur Verwaltungs-

übertretung erklärt werden. 

(5) Jede Person hat das Recht im Magistrat 

gegen angemessenes Entgelt Kopien oder Aus-

drucke von Kundmachungen im Sinne des Abs. 

2 zu erhalten, sofern geeignete technische Ein-

richtungen zur Herstellung dieser Kopien vor-

handen sind. 

 
§ 82a 

Elektronisch geführtes Amtsblatt 
und Berichtigungen 

  

(1) Das elektronisch geführte Amtsblatt der 

Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 

dient der Kundmachung von Verordnungen 

gemäß § 16 Abs. 1. Andere gesetzlich vorgese-

hene Kundmachungen von Organen der Stadt 

können vom Bürgermeister, soweit gesetzlich 

nicht anderes vorgesehen ist, zusätzlich im 

elektronisch geführten Amtsblatt der Stadt 

verlautbart werden. 

(2) Die Führung des elektronischen Amts-

blattes der Stadt und der Betrieb der hiefür er-

forderlichen technischen Einrichtungen erfol-

gen durch die Landesregierung. Die Landesre-

gierung kann von der Stadt nach dem Kosten-

deckungsprinzip hiefür Kostensätze verlangen. 

Die Landesregierung kann sich zur technischen 

Führung des elektronischen Amtsblattes und 

zum Betrieb der hiefür erforderlichen techni-

schen Einrichtungen auch eines Dritten bedie-

nen. 

(3) Der Bürgermeister hat der Landesregie-

rung oder vom von der Landesregierung ge-

mäß Abs. 2 letzter Satz mit der technischen 

Führung des elektronischen Amtsblattes be-

auftragten Dritten die Dokumente, die im 

elektronischen Amtsblatt zu verlautbarende 

Rechtsvorschriften enthalten, in einem Abs. 4 

entsprechendem Format und mit einer elekt-

ronischen Signatur versehen (Abs. 4 und 5) 

zum Zweck der Kundmachung elektronisch zu 

übermitteln. 

(4) Dokumente, die im elektronisch geführ-

ten Amtsblatt der Stadt zu verlautbarende 

Kundmachungen enthalten, müssen ein For-

mat aufweisen, das Aufwärtskompatibilität ge-

währleistet, sodass sichergestellt ist, dass die 

Kundmachungen ungeachtet technischer Wei-

terentwicklungen auch in Zukunft gelesen wer-

den können. Sie müssen in einem zuverlässi-

gen Prozess erzeugt worden und mit einer 

elektronischen Signatur versehen sein. 

(5) Die Dokumente dürfen nach Erstellung 

der elektronischen Signatur nicht mehr geän-

dert und, sobald sie zur Abfrage im Internet 

freigegeben worden sind, auch nicht mehr ge-

löscht werden. 

(6) Die Kundmachungen im elektronisch ge-

führten Amtsblatt der Stadt müssen jederzeit 

ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zu-

gänglich sein. Die Kundmachungen sind derart 

zur Verfügung zu stellen, dass jede Person vom 

Inhalt der Kundmachungen Kenntnis erlangen 

kann und sie von jeder Person unentgeltlich 

ausgedruckt werden können. Die Landesregie-

rung hat für einen barrierefreien Zugang zur 

Information Sorge zu tragen. 

(7) Der Bürgermeister hat dafür Sorge zu 

tragen, dass jede Person gegen Ersatz der Her-

stellungskosten während der für den Parteien-
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verkehr vorgesehenen Amtsstunden im Ma-

gistrat Ausdrucke der im elektronisch geführ-

ten Amtsblatt kundgemachten Dokumente er-

halten kann. 

(8) Für jedes Dokument ist für eine geeig-

nete elektronische Sicherung zu sorgen. Der 

Magistrat hat mindestens einen beglaubigten 

Ausdruck von jedem Dokument zwecks Archi-

vierung herzustellen. 

(9) Der Bürgermeister kann durch Kundma-

chung im elektronisch geführten Amtsblatt Ab-

weichungen einer Kundmachung vom Original 

der zu verlautbarenden Rechtsvorschrift und 

Fehler, die bei der inneren Einrichtung des 

elektronisch geführten Amtsblattes (Numme-

rierung der einzelnen Kundmachungen, Sei-

tenangabe, Angabe des Tages der Freigabe zur 

Abfrage im Internet und dergleichen) unter-

laufen sind, berichtigen. Die Berichtigung einer 

Kundmachung ist unzulässig, wenn dadurch 

der materielle Inhalt der verlautbarten Rechts-

vorschrift geändert werden würde. 

 
 

16. Abschnitt  
Haushalt der Stadt 

 
§ 83  

Voranschlag 
 

(1) Der Gemeinderat hat für jedes Kalen-

derjahr als Finanzjahr durch Verordnung einen 

Voranschlag zu beschließen. Dieser ist so 

rechtzeitig zu beschließen, dass er mit Beginn 

des Finanzjahres wirksam werden kann. 

Gleichzeitig hat der Gemeinderat den Dienst-

postenplan zu beschließen. 

(2) Der Voranschlag ist die Grundlage der 

Gebarung der Stadt. 

(3) Vor der Beschlussfassung ist der Ent-

wurf des Voranschlages einschließlich der 

textlichen Erläuterungen für eine Woche wäh-

rend der Amtsstunden im Rathaus zur öffentli-

chen Einsicht aufzulegen und im Internet auf 

der Homepage der Stadt bereitzustellen. Die 

Auflage zur öffentlichen Einsicht und die Be-

reitstellung im Internet sind durch Anschlag an 

der Amtstafel und im elektronisch geführten 

Amtsblatt kundzumachen. Jeder Gemeinde-

bürger hat das Recht, innerhalb der Auflage-

frist Einwendungen schriftlich beim Magistrat 

einzubringen. 

(4) Der Gemeinderat hat rechtzeitig einge-

brachte Einwendungen bei der Beratung über 

den Voranschlag in Erwägung zu ziehen. Der 

Voranschlag einschließlich aller Beilagen ist 

zeitnahe an die Beschlussfassung in einer Form 

im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine 

weitere Verwendung ermöglicht. 

 
§ 83a 

Mittelfristiger Ergebnis-, 
Investitions- und Finanzplan 

 

(1) Für einen Zeitraum von fünf aufeinan-

der folgenden Finanzjahren ist ein mittelfristi-

ger Ergebnis-, Investitions- und Finanzplan für 

den Ergebnishaushalt und den Finanzierungs-

haushalt auf Mittelverwendungs- und aufbrin-

gungsgruppen erster Ebene (Gesamthaushalt) 

und zweiter Ebene (Bereichsbudgets) sowie 

für Investitionen anhand des Nachweises der 

Investitionstätigkeit zu erstellen. 

(2) Das erste Finanzjahr des mittelfristigen 

Ergebnis-, Investitions- und Finanzplanes fällt 

mit dem Finanzjahr zusammen, das der Be-

schlussfassung über den mittelfristigen Ergeb-

nis-, Investitions- und Finanzplan folgt. 

(3) Der mittelfristige Ergebnis-, Investitions- 

und Finanzplan ist der jährlichen Entwicklung 

des Gesamthaushaltes anzupassen. 

 
§ 84  

Außer- und überplanmäßige  
Mittelverwendungen 

 

(1) Mittelverwendungen, die ihrer Art nach 

im Voranschlag nicht vorgesehen sind (außer-

planmäßige Mittelverwendungen), bedürfen 
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der vorherigen Zustimmung des Gemeindera-

tes, wenn die einzelne Mittelverwendung ein 

Promille der Summe des Abschnittes 92 „Öf-

fentliche Abgaben“ der Finanzierungsrech-

nung gemäß Anlage 2 der VSV 2015, des zweit-

vorangegangenen Finanzjahres übersteigt. 

(2) Mittelverwendungen, die die im Voran-

schlag vorgesehenen Beträge überschreiten 

(überplanmäßige Mittelverwendungen), be-

dürfen der vorherigen Zustimmung des Ge-

meinderates, wenn die einzelne Mittelverwen-

dung zwei Promille der Summe des Abschnit-

tes 92 „Öffentliche Abgaben“ der  Finanzie-

rungsrechnung gemäß Anlage 2 der VRV 2015, 

des zweitvorangegangenen Finanzjahres über-

steigt. 

(3) Außerplanmäßige und überplanmäßige 

Mittelverwendungen, soweit sie nach Abs. 1 

und 2 nicht der vorherigen Zustimmung bedür-

fen, sind dem Gemeinderat in der nächstfol-

genden Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Anträge, deren Annahme außer- oder 

überplanmäßige Mittelverwendungen auslöst, 

dürfen nur behandelt werden, wenn gleichzei-

tig die Bedeckung hiefür vorgeschlagen wird. 

Beschlüsse dieser Art dürfen nur gefasst wer-

den, wenn für die Bedeckung vorgesorgt ist. 

(5) Wird durch außerplanmäßige oder 

überplanmäßige Mittelverwendungen der 

Voranschlag wesentlich ausgeweitet oder 

droht dadurch eine wesentliche Störung des 

Ausgleiches des Voranschlages, so hat der Ge-

meinderat einen Nachtragsvoranschlag zu be-

schließen. Für den Nachtragsvoranschlag gel-

ten die Bestimmungen des § 83 Abs. 3 und 4 

sinngemäß. 

§ 85 
Voranschlagsprovisorium 

 

(1) Ist zu Beginn des Finanzjahres der Vor-

anschlag noch nicht beschlossen, so dürfen für 

dieses Finanzjahr neben den auf Grund der Ge-

setze oder aus bestehenden Verpflichtungen 

fälligen Zahlungen nur jene Auszahlungen ge-

leistet werden, die bei sparsamster Wirt-

schaftsführung notwendig sind, um die Ver-

waltung der Stadt in geordnetem Zustand zu 

erhalten (laufende Verwaltung im Sinne des § 

69 Abs. 2). 

(2) Mittelverwendungen dürfen innerhalb 

eines Monats ein Zwölftel der im Voranschlag 

des Vorjahres festgestellten Mittelverwendun-

gen nicht übersteigen, sofern es sich nicht um 

termingemäß zu leistende Verpflichtungen 

handelt. 

(3) Mittelaufbringungen haben nach den 

geltenden Bestimmungen zu erfolgen. 

 
§ 85a  

Übermittlung von Unterlagen 
 

Soweit Österreich im Rahmen der Europäi-

schen Integration Berichtspflichten – insbe-

sondere im Zusammenhang mit den Haushal-

ten – treffen, ist die Stadt verpflichtet, der Lan-

desregierung die entsprechenden Unterlagen 

– insbesondere auch Unterlagen, die erst zur 

Erstellung des Rechnungsabschlusses dienen – 

bis spätestens 30. April zu übermitteln. 

 
§ 86 

Rechnungsabschluss 
 

(1) Der Gemeinderat hat bis spätestens 30. 

April jeden Jahres den Rechnungsabschluss 

des Vorjahres zu beschließen. Der Rechnungs-

abschluss ist der Landesregierung zu übermit-

teln. 

(1a) Der Rechnungsabschluss hat einen 

Nachweis über alle Haftungen aus dem Ver-

antwortungsbereich der Stadt zu enthalten, 

wobei zu jeder Haftung der Haftungsrahmen, 

der Ausnützungsstand, die zur Beurteilung der 

Einhaltung der Haftungsobergrenze notwendi-

gen Angaben und eine allenfalls getroffene Ri-

sikovorsorge auszuweisen sind.  

(2) Die Bestimmungen des § 83 Abs. 3 und 

4 gelten sinngemäß.  
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(3) Ergibt sich aus der Prüfung des Rech-

nungsabschlusses einschließlich der Jahres-

rechnung und des Jahresberichtes des Stadt-

rechnungshofes ein Anstand, der Maßnahmen 

zur Herstellung eines geordneten Gemeinde-

haushaltes erforderlich macht, so hat der Kon-

trollausschuss dem Gemeinderat den Rech-

nungsabschluss einschließlich der Jahresrech-

nung und den Bericht des Kontrollausschusses 

mit dem Antrag auf Durchführung der erfor-

derlichen Maßnahmen vorzulegen. 

 
§ 87 

Wirtschaftliche Unternehmungen 
 

(1) Die Errichtung, die wesentliche Ände-

rung und die Auflassung von wirtschaftlichen 

Unternehmungen der Stadt ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit obliegt dem Gemeinde-

rat. Die Stadt darf solche wirtschaftliche Unter-

nehmungen nur betreiben, wenn dies den 

Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlich-

keit und Zweckmäßigkeit entspricht. 

(2) Die wirtschaftlichen Unternehmungen 

ohne eigene Rechtspersönlichkeit sind nach 

unternehmerischen Grundsätzen zu führen. 

(3) Die Tarife und die sonstigen allgemei-

nen Vertragsbedingungen der wirtschaftlichen 

Unternehmungen ohne eigene Rechtspersön-

lichkeit sind durch den Gemeinderat festzuset-

zen. 

(4) Dem Gemeinderat obliegt es, den Wirt-

schaftsplan und die Jahresrechnung der wirt-

schaftlichen Unternehmungen ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit zu beschließen. Die Best-

immungen des § 83 Abs. 3 und 4 gelten sinn-

gemäß. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist die Grundlage 

für die Gebarung der wirtschaftlichen Unter-

nehmungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 

für das kommende Finanzjahr. 

(6) Investitionen, die abweichend vom 

Wirtschaftsplan und in Überschreitung seiner 

Ansätze getätigt werden, bedürfen der Zustim-

mung des Gemeinderates. 

(7) Abs. l gilt in gleicher Weise, wenn die 

Stadt wirtschaftliche Unternehmungen mit ei-

gener Rechtspersönlichkeit betreibt oder sich 

an solchen Unternehmungen sowie an wirt-

schaftlichen Unternehmungen in der Rechts-

form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

beteiligt. 

 
§ 88  

Dem Gemeinderat 
vorbehaltene Maßnahmen 

 

(1) Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen der Zu-

stimmung des Gemeinderates: 

1. Die Veräußerung oder Belastung von 

unbeweglichem Vermögen der Stadt, 

sofern der Wert dieses Vermögens 

10.000 Euro übersteigt; 

2. Die Aufnahme von Darlehen und die 

Übernahme von Haftungen durch die 

Stadt; 

3. Der Verzicht auf die Geltendmachung 

von Forderungen, die im Einzelfall 

3.000 Euro übersteigen. 

(2) Für einen Beschluss, mit dem unbeweg-

liches Vermögen veräußert oder belastet wird, 

ist die Anwesenheit von mindestens zwei Drit-

teln der Mitglieder des Gemeinderates erfor-

derlich, sofern der Wert dieses Vermögens 

EUR 72.000,- übersteigt. 

(3) entfällt 

 
§ 88a  

Haushaltsführung, Vermögensverwaltung 
 

(1) Der Gemeinderat hat durch Verordnung 

nähere Vorschriften (Haushaltsordnung) über 

die Haushaltsführung der Stadt, insbesondere 

über die Feststellung des Voranschlages und 

des Rechnungsabschlusses, sowie die Rech-

nungs- und Kassenführung insoweit zu erlas-

sen, als nicht das Bundesministerium für Fi-

nanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungs-
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hof gemäß § 16 Abs. l F-VG 1948, eine Rege-

lung über die Form und die Gliederung des 

Voranschlages und des Rechnungsabschlusses 

trifft. Bei der Erlassung der Haushaltsordnung 

ist insbesondere auf die Bestimmungen dieses 

Gesetzes sowie auf die Grundsätze einer spar-

samen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen 

Haushaltsführung und auf die Vermeidung von 

Missständen, insbesondere im Bereich der 

Kassenführung, Bedacht zu nehmen.  

(2) Das Vermögen der Stadt ist möglichst 

ohne Beeinträchtigung der Substanz zu erhal-

ten. Es ist pfleglich und entsprechend seiner 

Zweckwidmung nach wirtschaftlichen Grunds-

ätzen zu verwalten, wobei vom ertragsfähigen 

Vermögen der größte dauernde Nutzen gezo-

gen werden soll. 

 
§ 88b  

Automationsunterstützte Haushaltsführung 
 

(1) Die Haushaltsführung darf auch unter 

Anwendung eines elektronischen Datenverar-

beitungsverfahrens erfolgen, soweit sicherge-

stellt ist, dass 

a) dokumentierte, freigegebene, zur 

Haushaltsführung geeignete und gül-

tige Programme verwendet werden, 

b) die Richtigkeit und Vollständigkeit der 

Datenerfassung, Dateneingabe, Daten-

speicherung und Datenausgabe durch 

Kontrollen gewährleistet sind, 

c) in den Verfahrensablauf nicht unbefugt 

eingegriffen werden kann, 

d) Vorkehrungen gegen einen Verlust  

oder eine unkontrollierte Veränderung 

der gespeicherten Daten getroffen 

sind, 

e) die Aufgaben- und Verantwortungsbe-

reiche der an der Vollziehung Beteilig-

ten festgelegt und gegeneinander ab-

grenzt sind, 

f) bei Ausfall eines automatisierten Ver-

fahrens Vorkehrungen zur Fortführung 

der Aufgaben der Haushaltsführung im 

unbedingt notwendigen Ausmaß ge-

troffen werden, 

g) nur in visuell nicht lesbarer Form aufge-

zeichnete Daten während der Aufbe-

wahrungsfrist so sichergestellt sind, 

dass diese Daten innerhalb einer ange-

messenen Frist in Form einer richtigen 

und vollständigen Wiedergabe visuell 

lesbar gemacht werden können, 

h) im Falle einer elektronischen Fertigung 

an die Stelle einer Unterschrift ein Ver-

fahren zum Nachweis der Identität im 

Sinne von § 2 Z 1 E-GovG, des Anwei-

sungsberechtigten oder des Bestätigen-

den und der Authentizität im Sinne von 

§ 2 Z 5 des E-GovG, tritt und 

i) im Falle von Einzahlungsbestätigungen 

für die Übergabe von Zahlungsmitteln 

in Form von elektronischen Dokumen-

ten diese mit einer Amtssignatur im 

Sinne von § 19 des E-GovG, versehen 

sind; Ausfertigungen dieser Einzah-

lungsbestätigungen in Form von Aus-

drucken oder von Kopien solcher Aus-

drucke brauchen keine Unterschrift des 

Gemeindebediensteten. 

 
 

17. Abschnitt 
Kontrolle der Gebarung 

 
§ 89 

Stadtrechnungshof 
 

(1) Die Gebarung der Stadt einschließlich 

der Unternehmungen der Stadt ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit und der von der Stadt 

verwalteten Stiftungen und Fonds ist durch 

den Stadtrechnungshof auf ihre ziffernmäßige 

Richtigkeit, auf ihre Zweckmäßigkeit, Sparsam-

keit, Wirtschaftlichkeit und Übereinstimmung 

mit den bestehen den Rechtsvorschriften zu 

überprüfen. Der Stadtrechnungshof hat nach 

diesen Grundsätzen auch jene Institutionen, 
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wie wirtschaftliche Unternehmungen, Vereine 

und kulturelle Vereinigungen, zu prüfen, 

a) an denen die Stadt beteiligt ist, soweit 

die auf dem Beteiligungsverhältnis be-

ruhenden Einwirkungsmöglichkeiten 

eine derartige Prüfung ermöglichen, o-

der 

b) die, die Stadt fördert, soweit sich die 

Stadt die Kontrolle vorbehalten hat, o-

der, wenn kein derartiger Vorbehalt 

vereinbart wurde, die Institution mit 

dieser Kontrolle einverstanden ist. 

(1a) Der Stadtrechnungshof hat einen Be-

richt zum Rechnungsabschluss zu erstatten. 

Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, 

ob die während des vergangenen Finanzjahres 

tatsächlich angefallenen voranschlagswirksa-

men Mittelaufbringungen und Mittelverwen-

dungen von den veranschlagten Voranschlags-

beträgen abweichen und ob die Bestimmun-

gen des § 84 Abs. l bis 3 eingehalten worden 

sind. 

(2) Der Stadtrechnungshof ist berechtigt, 

die Gebarung der Gemeindeverbände, denen 

die Stadt angehört, nach den Grundsätzen des 

Abs. l als Hilfsorgan des Gemeindeverbandes 

zu überprüfen, wenn dies das zuständige Or-

gan des Gemeindeverbandes beschließt. 

(3) Der Direktor des Stadtrechnungshofes 

wird vom Gemeinderat bestellt. Zum Direktor 

des Stadtrechnungshofes darf nur bestellt 

werden, wer 

a) ein Diplom-, Magister- oder Masterstu-

dium der Rechtswissenschaften, der So-

zial- und Wirtschaftswissenschaften (z.B. 

Masterstudium Public Management) oder 

der Ingenieurwissenschaften abgeschlos-

sen hat und die sonst nötigen Kenntnisse 

und Fähigkeiten aufweist, 

b) kein Mitglied des Gemeinderates oder 

des Stadtsenates ist und 

c) in den letzten fünf Jahren kein Mitglied 

des Stadtsenates gewesen ist. 

(3a) Die Amtsperiode des Direktors des 

Stadtrechnungshofes beträgt zehn Jahre. Eine 

einmalige Wiederbestellung auf zehn Jahre ist 

zulässig. 

 

(3b) Der Gemeinderat hat den Direktor des 

Stadtrechnungshofes mit einer Mehrheit von 

zwei Drittel der in beschlussfähiger Anzahl An-

wesenden abzuberufen, wenn einer der fol-

genden Gründe verwirklicht ist: 

a) eine Voraussetzung für die Bestellung 

ursprünglich fehlte; 

b) nach Bestellung eine Voraussetzung für 

die Bestellung wegfällt; 

c) gröblich oder wiederholt gegen Pflich-

ten verstoßen wird; 

d) ein mit der Funktion unvereinbares Ver-

halten gesetzt wird; 

e) die Funktion aus gesundheitlichen Grün-

den nicht mehr ausgeübt werden kann; 

f) der Direktor des Stadtrechnungshofes 

auf das Amt verzichtet. 

  

(4) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor 

des Stadtrechnungshofes ist in Ausübung sei-

ner Aufgaben als Kontrollorgan hinsichtlich 

des Inhaltes und des Umfanges seiner Feststel-

lungen an keine Weisungen gebunden. Der Di-

rektor des Stadtrechnungshofes muss den Ge-

meinderat auf Verlangen über alle Gegen-

stände seiner Geschäftsführung informieren. 

(5) Dem Stadtrechnungshof ist die erforder-

liche Zahl von Bediensteten beizustellen. 

 
§ 90  

Prüfung und Berichte 
 

(1) Der Direktor des Stadtrechnungshofes 

hat unter Bedachtnahme auf die Prüfungsziele 

(§ 89 Abs. l), die Art und – unbeschadet der 

Bestimmungen der Abs. 2 und 3 – die Durch-

führung der Kontrolle zu bestimmen. 
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(2) Der Stadtrechnungshof darf Überprü-

fungen im Sinne des § 89 Abs. l, von Amts we-

gen durchführen, er hat diese Überprüfungen 

durchzuführen, wenn dies der Gemeinderat, 

der Stadtsenat, der Kontrollausschuss oder der 

Bürgermeister verlangt; der Bürgermeister ist 

verpflichtet, die Durchführung einer Prüfung 

zu verlangen, wenn dies ein Mitglied des Stadt-

senates im Rahmen seines Geschäftsbereiches 

verlangt. Überprüfungen nach § 89 Abs. 2 sind 

als Hilfsorgan des Gemeindeverbandes durch-

zuführen, wenn dies das zuständige Organ des 

Gemeindeverbandes beschließt. 

(3) Über die Ergebnisse seiner Überprüfung 

hat der Stadtrechnungshof schriftliche Be-

richte zu verfassen. Soweit durch einen Bericht 

Geschäfts-, Betriebs- oder Amtsgeheimnisse 

berührt werden, sind diese in einem vertrauli-

chen Zusatzbericht zu behandeln. 

(3a) Der Stadtrechnungshof hat seine Be-

richte 

a) jenem Organ, von dem er den Prüfungs-

auftrag erhalten hat,  

b) der überprüften Stelle, 

c) dem Kontrollausschuss, 

d) dem Bürgermeister und 

e) dem Mitglied des Stadtsenates, dessen 

Geschäftsbereich berührt wird, 

zu übermitteln. Ein zusammenfassender Jah-

resbericht über die wesentlichen Ergebnisse 

der erfolgten Prüfungstätigkeit ist dem Kon-

trollausschuss zugleich mit dem Bericht zum 

Rechnungsabschluss vorzulegen. Bei Prüfun-

gen gemäß § 89 Abs. 2 ist der Bericht jenem 

Organ, von dem er den Prüfungsauftrag erhal-

ten hat, zu übermitteln. 

     (3b) Eine Woche nach ihrer Vorlage an den 

Kontrollausschuss sind die Berichte, mit Aus-

nahme der vertraulichen Zusatzberichte, im In-

ternet auf der Homepage der Stadt zu veröf-

fentlichen. Bei der Veröffentlichung sind durch 

den Stadtrechnungshof geeignete Vorkehrun-

gen zur Wahrung berechtigter Geheimhal-

tungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf 

den Datenschutz und auf Betriebs-, Geschäfts-  

und Amtsgeheimnisse zu treffen. 

(4) Die der Überprüfung des Stadtrech-

nungshofes unterliegenden Einrichtungen (§ 

89 Abs. l und 2) haben dem Stadtrechnungshof 

alle verlangten Auskünfte zu erteilen und je-

dem Verlangen zu entsprechen, das der Stadt-

rechnungshof zum Zweck der Durchführung 

der Überprüfung im Einzelfall stellt. Der Stadt-

rechnungshof ist insbesondere befugt, an Ort 

und Stelle in die mit der Gebarung im Zusam-

menhang stehenden Rechnungsbücher, Rech-

nungsbelege und sonstigen Behelfe (wie Ge-

schäftsstücke, Korrespondenzen, Verträge) 

Einsicht zu nehmen und deren Übermittlung zu 

verlangen sowie Zugang zu automationsunter-

stützt gespeicherten Daten zu erhalten. 

(5) Der Stadtrechnungshof hat dem Kon-

trollausschuss regelmäßig über seine Tätigkeit 

zu berichten. Über besondere Wahrnehmun-

gen hat der Stadtrechnungshof dem Kontroll-

ausschuss unverzüglich Bericht zu erstatten. 

 
 

18. 
Abschnitt Instanzenzug 

 
§ 91  

Entscheidung über Berufungen 
 

(1) Über Berufungen gegen Bescheide des 

Bürgermeisters in Angelegenheiten des eige-

nen Wirkungsbereiches entscheidet der Stadt-

senat, soweit gesetzlich nicht anderes be-

stimmt ist. Dieser übt – soweit gesetzlich nicht 

anderes bestimmt ist – auch die in den verfah-

rensgesetzlichen Bestimmungen vorgesehe-

nen oberbehördlichen Befugnisse aus.  

(2) Über Berufungen gegen Bescheide des 

Stadtsenates in Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches in erster Instanz entschei-

det der Gemeinderat, soweit gesetzlich nicht 
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anderes bestimmt ist. Dieser übt – soweit ge-

setzlich nicht anderes bestimmt ist – auch die 

in den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen 

vorgesehenen oberbehördlichen Befugnisse 

aus. 

 
§ 91a 

(entfällt) 
 

§ 92 
(entfällt) 

 
 

19. Abschnitt 
Aufsicht des Landes 

 
§ 93 

Allgemeines 
 

(1) Das Land hat das Aufsichtsrecht über die 

Stadt dahingehend auszuüben, dass die Stadt 

bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereiches 

aus dem Bereich der Landesvollziehung die Ge-

setze und Verordnungen nicht verletzt, insbe-

sondere ihren Wirkungsbereich nicht über-

schreitet, und die ihr gesetzlich obliegenden 

Aufgaben erfüllt. 

(2) Die Aufsichtsmittel sind unter möglichs-

ter Schonung erworbener Rechte Dritter zu 

handhaben. 

 
§ 94  

Auskunftsrecht der Landesregierung 
 

(1) Die Landesregierung ist berechtigt, sich 

im Weg des Bürgermeisters über jedwede An-

gelegenheit der Stadt zu unterrichten. 

(2) Der Bürgermeister ist verpflichtet, der 

Landesregierung die im Einzelfall verlangten 

Auskünfte zu erteilen und Prüfungen an Ort 

und Stelle durch die Landesregierung vorneh-

men zu lassen. Auskünfte nach dem ersten 

Satz sind auf Verlangen der Landesregierung 

auch elektronisch zu erteilen. 

 

§ 94a  
Feststellungsbescheid 

 

(1) Wenn die Stadt bei Besorgung des eige-

nen Wirkungsbereichs Gesetze oder Verord-

nungen verletzt, insbesondere ihren Wir-

kungsbereich überschreitet oder die ihr ge-

setzlich obliegenden Aufgaben nicht erfüllt, 

kann die Landesregierung den Rechtsverstoß 

mit Bescheid feststellen und der Stadt die er-

forderliche Information erteilen, wenn 

1. der Rechtsverstoß im Verhältnis zur Be-

deutung der durch das verletzte Gesetz oder 

die verletzte Verordnung verfolgten öffentli-

chen Interessen gering ist und 

2. dies notwendig scheint, um die Stadt von 

weiteren Rechtsverstößen gleicher Art abzu-

halten. 

 (2) Der Bürgermeister hat den Bescheid je-

nem Organ, dem der Rechtsverstoß anzulasten 

ist, ehestmöglich zur Kenntnis zu bringen. Dar-

über hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat 

im Rahmen der Tagesordnung der nächsten 

Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

 

§ 95  
Aufhebung von Verordnungen 

 

(1) Der Bürgermeister hat im eigenen Wir-

kungsbereich erlassene Verordnungen aus 

dem Bereich der Landesvollziehung gleichzei-

tig mit der Kundmachung der Landesregierung 

elektronisch zu übermitteln. 

(2) Die Landesregierung hat gesetzwidrige 

Verordnungen nach Anhören des Organes, das 

sie erlassen hat, durch Verordnung aufzuhe-

ben und die Gründe hiefür dem Bürgermeister 

gleichzeitig mitzuteilen. 

(3) (entfällt) 
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§ 96 
Aufhebung sonstiger Verwaltungsakte, 

Nichtigerklärung 
 

(1) Die Landesregierung hat das Recht, 

rechtskräftige, gesetzwidrige Bescheide, die in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-

ches aus dem Bereich der Landesvollziehung 

durch den Bürgermeister, den Stadtsenat oder 

den Gemeinderat erlassen wurden, von Amts 

wegen aufzuheben, wenn der Bescheid 

a) von einem unzuständigen Organ oder 

von einem nicht richtig zusammenge-

setzten Kollegialorgan erlassen wurde, 

b) einen strafgesetzwidrigen Erfolg her-

beiführen würde, 

c) tatsächlich undurchführbar ist oder 

d) an einem durch gesetzliche Vorschrift 

ausdrücklich mit Nichtigkeit bedrohten 

Fehler leidet. 

(2) Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlas-

sung eines Bescheides ist eine Behebung aus 

den Gründen des Abs. l lit. a nicht mehr zuläs-

sig. 

(3) Die Bestimmungen des Abs. l lit. d gelten 

sinngemäß für einen Beschluss über die Auflö-

sung des Gemeinderates. 

(4) Soweit gesetzlich nicht anderes be-

stimmt ist, obliegt der Landesregierung auch 

die Nichtigerklärung von Bescheiden und sons-

tigen Beschlüssen von Gemeindeorganen. 

Nach Ablauf von drei Jahren darf eine Nichti-

gerklärung nicht mehr erfolgen. 

 
§ 97 

Maßnahmen bei Nichterfüllung 
von Aufgaben 

 

(1) Kommt die Stadt der ihr durch Landes-

gesetz auferlegten Verpflichtung zur Erlassung 

einer Durchführungsverordnung nicht nach, so 

hat die Landesregierung den Bürgermeister 

daran zu erinnern. Ist die Erinnerung sechs 

Monate lang fruchtlos geblieben, so kann die 

Landesregierung die Verordnung an Stelle des 

säumigen Organes der Stadt erlassen, wenn 

die Vollziehung des Gesetzes durch die Säum-

nis der Stadt behindert wird. Die Verordnung 

der Landesregierung tritt außer Kraft, sobald 

das zuständige Organ der Stadt die Verord-

nung erlassen hat. 

(2) Erfüllt die Stadt eine ihr durch Gesetz 

auferlegte sonstige Verpflichtung nicht, so hat 

die Landesregierung den Bürgermeister daran 

zu erinnern. Ist die Erinnerung fruchtlos geblie-

ben, so kann die Landesregierung der Stadt die 

Maßnahme, zu der sie verpflichtet ist, mit Be-

scheid auftragen. Bei der Vollstreckung des Be-

scheides ist die Ersatzvornahme nur zulässig, 

wenn die Maßnahme zur Beseitigung von das 

Leben oder die Gesundheit von Menschen ge-

fährdenden Missständen oder zur Abwehr 

schwerer volkswirtschaftlicher Schäden not-

wendig und unvermeidbar ist. 

(3) Zur Erlassung von Bescheiden an Stelle 

der Stadt ist die Landesregierung nicht beru-

fen. 

 
§ 98  

Überprüfung der Gebarung 
 

(1) Die Landesregierung hat das Recht, die 

Gebarung der Stadt auf ihre Sparsamkeit, Wirt-

schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprü-

fen. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfung ist dem 

Bürgermeister zu übermitteln. 

(3) Der Bürgermeister hat den Prüfungsbe-

richt dem Gemeinderat und dem Kontrollaus-

schuss vorzulegen und innerhalb von drei Mo-

naten der Landesregierung die auf Grund des 

Prüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen 

mitzuteilen. 
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§ 99  

Auflösung des Gemeinderates 
 

(1) Die Landesregierung kann in Ausübung 

des Aufsichtsrechtes den Gemeinderat auflö-

sen, wenn 

a) der Gemeinderat die ihm gesetzlich ob-

liegenden Aufgaben nach begründetem 

Vorhalt der Landesregierung in ange-

messener Frist nicht erfüllt, oder 

b) der Gemeinderat wiederholt entgegen 

begründetem Vorbehalt der Landesre-

gierung die Gesetze offensichtlich ver-

letzt hat oder 

c) der Gemeinderat während des Jahres, 

für das ein Voranschlag nicht beschlos-

sen wurde, auch keinen Voranschlag für 

das kommende Jahr beschließt, der zu 

Beginn des Jahres wirksam werden 

kann, oder 

d) der Gemeinderat dauernd arbeits- oder 

beschlussunfähig geworden ist. 

(2) Der Gemeinde und den einzelnen Mit-

gliedern des Gemeinderates bleiben ihre 

Rechte zur Anfechtung des Auflösungsbeschei-

des gewahrt. 

(3) Mit der Auflösung des Gemeinderates 

endet auch das Amt des Bürgermeisters und 

der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates. Die 

Landesregierung hat einen Regierungskom-

missär zu bestellen und gleichzeitig dessen 

Aufwandsentschädigung festzulegen. Diese 

Aufwandsentschädigung darf nicht höher fest-

gesetzt werden als der Bezug des Bürgermeis-

ters der Stadt. Dem Regierungskommissär ob-

liegen alle Aufgaben eines Bürgermeisters. Die 

Bestimmungen dieses Gesetzes für den Bür-

germeister gelten auch für den Regierungs-

kommissär für die Dauer dieser Funktion. 

(4) Zur Beratung des Regierungskommis-

särs ist von der Aufsichtsbehörde über Vor-

schlag der im Stadtsenat vertreten gewesenen 

Parteien ein Beirat zu bestellen, der in seiner 

Mitgliederzahl und in seiner parteimäßigen Zu-

sammensetzung dem vor der Auflösung be-

standenen Stadtsenat zu entsprechen hat. 

Dem Beirat ist jedenfalls in allen Angelegenhei-

ten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, 

hinsichtlich derer der Regierungskommissär in 

Anwendung des § 73 entscheidet. Den Mitglie-

dern des Beirates gebührt ein Sitzungsgeld in 

derselben Höhe, wie es den Mitgliedern des 

Gemeinderates gebührt hat. 

(5) entfällt 

(6) Die mit der Tätigkeit des Regierungs-

kommissärs und des Beirates verbundenen 

Kosten belasten die Gemeinde. 

 
§ 99a  

Genehmigungsvorbehalt 
 

(1) Die Übernahme von Haftungen durch 

die Stadt bedarf der Genehmigung der Landes-

regierung. 

(2) Die Stadt darf Haftungen als Ausfalls-

bürge, als einfacher Bürge sowie als Bürge und 

Zahler übernehmen. Die Stadt darf Haftungen 

nur übernehmen, wenn sie befristet sind und 

der Betrag, für den gehaftet wird, ziffernmäßig 

bestimmt ist; sie hat sicherzustellen, dass au-

ßerbudgetäre Einheiten der Stadt, die dem 

Sektor Staat zuzuordnen sind und im Verant-

wortungsbereich der Stadt nach dem Europäi-

schen System Volkswirtschaftlicher Gesamt-

rechnung (ESVG) liegen, nur unter denselben 

Voraussetzungen Haftungen übernehmen.  

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1) durch die beabsichtigte Haftungsüber-

nahme gesetzliche Bestimmungen, ins-

besondere die Voraussetzungen des 

Abs. 2 oder unmittelbar anwendbares 

Unionsrecht verletzt werden oder 

2) die beabsichtigte Haftungsübernahme 

für die Stadt mit einer unverhältnismä-

ßig hohen Belastung verbunden ist, wo-

bei eine unverhältnismäßig hohe Belas-

tung jedenfalls vorliegt, wenn durch die 
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Haftungsübernahme infolge einer dau-

ernden Schmälerung des Vermögens 

der Stadt die Erfüllung ihrer Aufgaben 

nicht mehr gewährleistet wäre, oder 

3) im Fall des Haftungseintritts die dau-

ernde Leistungsfähigkeit der Stadt ge-

fährdet wäre oder  

4) Haftungsobergrenzen nach Maßgabe 

einer Verordnung gemäß Abs. 4 über-

schritten würden. 

(4) Soweit dies zur Erfüllung von Verpflich-

tungen aufgrund staatsrechtlicher Vereinba-

rungen, insbesondere in Bezug auf Haftungs-

obergrenzen, erforderlich ist, hat die Landes-

regierung durch Verordnung nähere Bestim-

mungen für die Übernahme von Haftungen 

durch die Stadt sowie durch außerbudgetäre 

Einheiten der Stadt im Sinne des Abs. 2 zu er-

lassen. In einer Verordnung nach dem ersten 

Satz ist auch zu regeln, welche Risikovorsorge 

für Haftungen zu bilden ist, bei denen eine In-

anspruchnahme zumindest mit überwiegen-

der Wahrscheinlichkeit angenommen wird. 

(5) Haftungsübernahmen der Stadt werden 

auch Dritten gegenüber erst mit der Genehmi-

gung rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als 

erteilt, wenn die Landesregierung nicht binnen 

drei Monaten nach Einlangen des Antrages die 

Genehmigung versagt oder schriftlich der 

Stadt gegenüber Bedenken geäußert oder um 

Aufklärung ersucht hat. Der Umstand, dass die 

Haftungsübernahme der Genehmigung durch 

die Landesregierung bedarf und die im Vorste-

henden daran geknüpften Rechtsfolgen sind in 

jeder über die Haftungsübernahme verfassten 

Urkunden anzuführen. 

 
§ 99b  

Aufsichtsbeschwerde 
 

(1) Für eine Beschwerde über die Amtsfüh-

rung von Organen der Stadt oder deren Mit-

gliedern (Aufsichtsbeschwerde) gilt Folgendes: 

1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich 

beim Amt der Landesregierung einzu-

bringen. 

2. Die Landesregierung hat das betroffene 

Organ bzw. dessen Mitglied über die 

Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis zu set-

zen und diesem Gelegenheit zu geben, 

binnen angemessen festzusetzender 

Frist schriftlich dazu Stellung zu neh-

men. 

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, 

ob das betroffene Organ bzw. dessen 

Mitglied durch sein Verhalten Gesetze 

oder Verordnungen verletzt hat. Über 

das Ergebnis sind das betroffene Organ 

bzw. dessen Mitglied, der Bürgermeister 

sowie der Beschwerdeführer schriftlich 

zu informieren. Dabei kann auch die 

Stellungnahme gemäß Z 2 übermittelt 

werden. 

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbe-

schwerde im Sinn der Z 3 hat ohne un-

nötigen Aufschub, spätestens aber 

sechs Monate nach dem Einlangen bei 

der Landesregierung zu erfolgen. 

5. Die Beantwortung der Aufsichtsbe-

schwerde im Sinn der Z 3 ist dem Ge-

meinderat im Rahmen der Tagesord-

nung der nächsten Sitzung zur Kenntnis 

zu bringen. 

(2) Nicht weiter zu behandeln sind Auf-

sichtsbeschwerden: 

1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 

entsprechen; 

2. in Angelegenheiten, die von der Landes-

regierung auf Grund einer Aufsichtsbe-

schwerde desselben Beschwerdefüh-

rers bereits erledigt wurden; 

3. mit denen die Tätigkeit der Landesregie-

rung offenbar mutwillig in Anspruch ge-

nommen wird; 

4. in Angelegenheiten, die einer aufsichts-

behördlichen Genehmigung bedürfen; 
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5. in Angelegenheiten, die Gegenstand ei-

nes anhängigen oder bereits abge-

schlossenem gerichtlichen Verfahrens 

oder Verwaltungsverfahrens sind; 

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsver-

letzung beziehen und bei denen auch 

kein wesentliches öffentliches Interesse 

an einer Behandlung vorliegt; 

7. die anonym eingebracht werden. 

 
§ 100  

Empfehlungen und Berichte der 
Volksanwaltschaft 

 

(1) Erteilt die Volksanwaltschaft der Stadt in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-

ches aus dem Bereich der Landesvollziehung 

Empfehlungen, so hat der Bürgermeister die 

Landesregierung hievon in Kenntnis zu setzen. 

Die Stadt ist verpflichtet, die Landesregierung 

unverzüglich über die auf Grund der Empfeh-

lungen getroffenen Maßnahmen zu informie-

ren oder mitzuteilen, aus welchen Gründen 

den Empfehlungen nicht entsprochen wurde. 

(2) Werden in Empfehlungen der Volksan-

waltschaft Missstände im eigenen Wirkungs-

bereich der Stadt aus dem Bereich der Landes-

vollziehung aufgezeigt, hinsichtlich derer die 

Landesregierung die Möglichkeit des Eingrei-

fens auf Grund von landesgesetzlich normier-

ten Aufsichtsbestimmungen hat, so hat die 

Landesregierung die entsprechenden Maß-

nahmen zu setzen. 

 
§ 101  

Parteistellung und Rechtsschutz  
der Stadt 

 

(1) Die Stadt ist Partei des aufsichtsbehörd-

lichen Verfahrens und hat das Recht, Be-

schwerde beim Verwaltungsgericht (Art. 130 

bis 132 B-VG) zu erheben. Sie ist Partei des 

Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht und 

hat das Recht, Revision beim Verwaltungsge-

richtshof (Art. 133 B-VG) und Beschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof (Art. 144 B-VG) 

zu erheben (Art. 119a Abs. 9 B-VG). 

(2) Die Parteienrechte hat jenes Organ gel-

tend zu machen, das den durch die aufsichts-

behördlichen Maßnahmen betroffenen Ver-

waltungsakt erlassen hat. 

 
§ 102  

Anhören der Stadt 
 

Die Stadt ist vor Erlassung von Gesetzen, 

Rechts- und Verwaltungsverordnungen im Be-

reich der Gesetzgebung und Vollziehung des 

Landes, durch die Interessen der Stadt berührt 

werden, zu hören. 

 

Übergangsbestimmungen 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes ist der 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-

zes bestellte Direktor des Kontrollamtes der 

Stadt Klagenfurt am Wörthersee Direktor des 

Stadtrechnungshofes Klagenfurt am Wörther-

see nach diesem Gesetz. Mit diesem Zeitpunkt 

beginnen ihre Amtsperioden nach § 89 Abs. 3a 

erster Satz K-KStR 1998 zu laufen. Diese Bestel-

lungen gelten nicht als Wiederbestellungen 

nach § 89 Abs. 3a zweiter Satz K-KStR 1998. 


